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Vorbemerkungen 

 

Nach § 13 Absatz 8 SGB IX teilen die Rehabilitationsträger der Bundesarbeits-

gemeinschaft für Rehabilitation (BAR) jährlich ihre Erfahrungen mit den Gemeinsa-

men Empfehlungen mit. Dabei berichten die Träger der Renten-, Kranken- und Un-

fallversicherung sowie der Alterssicherung der Landwirte über ihre Spitzenverbän-

de. Die BAR stellt dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales und den Ländern 

eine Zusammenfassung zur Verfügung.  

 

Der Ausschuss „Gemeinsame Empfehlungen“ der BAR hat in seiner 7. Sitzung am  

26. August 2003 beschlossen, den Begriff „jährlich“ als „zum Jahresende“ auszule-

gen. Der erste Erfahrungsbericht soll nicht vor Ablauf eines Jahres seit Inkrafttreten 

einer Gemeinsamen Empfehlung abgegeben werden.  

  

Der Jahresbericht 2007 enthält neben den Folgeberichten zu den Gemeinsamen 

Empfehlungen „Einheitlichkeit/Nahtlosigkeit", „Teilhabeplan“, „Zuständigkeitsklä-

rung“, „Begutachtung“, „Verbesserung der gegenseitigen Information und Koopera-

tion der beteiligten Akteure“, „Frühzeitige Bedarfserkennung“, „Prävention“, „Quali-

tätssicherung“ „Integrationsfachdienste“ sowie „Förderung der Selbsthilfe“ erstmals 

die jährlichen Mitteilungen über die Erfahrungen mit der Gemeinsamen Empfehlung 

„Sozialdienste“. 

 

Folgende Rehabilitationsträger bzw. deren Spitzenverbände haben nach einer ent-

sprechenden Anfrage der BAR Rückmeldungen zu ihren Erfahrungen mit den Ge-

meinsamen Empfehlungen gegeben: 

 

- AOK-Bundesverband (AOK-BV), 

- BKK Bundesverband (BKK BV), 

- IKK-Bundesverband (IKK-BV), 

- Verband der Angestellten-Krankenkassen/Arbeiter-Ersatzkassen-Verband 

(VdAK/AEV), 

- See-Krankenkasse 

- Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See – Abteilung Krankenver-

sicherung 
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- Deutsche Rentenversicherung Bund (DRV Bund), 

- Bundesagentur für Arbeit (BA), 

- Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung (DGUV), 

- Spitzenverbände der landwirtschaftlichen Sozialversicherung, 

- Städte über den Deutschen Städtetag, 

- Landkreise über den Deutschen Landkreistag, 

- Bundesarbeitsgemeinschaft der überörtlichen Träger der Sozialhilfe (BAGüS), 

- Bundesarbeitsgemeinschaft der Landesjugendämter, 

- Bundesländer als Träger der Kriegsopferversorgung und -fürsorge, 

- Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsämter und Hauptfürsorgestellen 

(BIH). 

 

Die BAR hat die einzelnen Mitteilungen der Rehabilitationsträger zusammengefasst 

und aufbereitet. 
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1. Erfahrungen der Rehabilitationsträger mit der Gemeinsamen Empfehlung 

„Einheitlichkeit/Nahtlosigkeit“ nach § 12 Abs. 1 Nr. 1 - 3 i.V.m. § 13 Abs. 1, 

Abs. 2 Nr. 5 SGB IX 

 

Die Gemeinsame Empfehlung über die nahtlose, zügige und einheitliche Erbringung 

von Leistungen zur Teilhabe nach § 12 Abs. 1 Nr. 1 - 3 i.V.m. § 13 Abs. 1, Abs. 2 

Nr. 5 SGB IX (Gemeinsame Empfehlung „Einheitlichkeit/Nahtlosigkeit“) ist am 1.  

April 2004 in Kraft getreten.  

 

Zusammenfassend ist festzustellen, dass die Gemeinsame Empfehlung „Einheit-

lichkeit/Nahtlosigkeit“ aus Sicht der Mehrheit der Rehabilitationsträger als übergrei-

fende Empfehlung Bedeutung in der Praxis erlangt und zum Teil zu einer Verbesse-

rung im Verfahren der Zusammenarbeit geführt hat. Die Bedeutung der Empfehlung 

ist insbesondere darin zu sehen, dass sie als „Querschnittsempfehlung“ Bezüge zu 

anderen gemeinsamen Empfehlungen (z.B. Teilhabeplan, Zuständigkeitsklärung) 

bzw. bereits bestehenden Vereinbarungen sowie vorhandenen oder noch folgenden 

Absprachen herstellt bzw. diese einbezieht. 

 

 

1.1 Hat die Gemeinsame Empfehlung nach Ihrer Kenntnis in der Praxis  

Bedeutung erlangt? 

 

Die Spitzenverbände der Krankenkassen bejahen überwiegend die Bedeutung 

der Gemeinsamen Empfehlung in der Praxis.  

 

Die See-Krankenkasse führt ergänzend aus, dass durch die Gemeinsame Empfeh-

lung der zeitnahe Informationsaustausch über einen Bedarf von Leistungen zur 

Teilhabe besser sichergestellt worden sei. 

 

Der VdAK/AEV weist ergänzend darauf hin, dass die Gemeinsame Empfehlung in-

sofern Wirkung/Bedeutung erlangt habe, als zu den einzelnen Themenbereichen 

(z.B. Teilhabeplan, Zuständigkeitsklärung) eigene Empfehlungen erstellt wurden. 
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Nach Einschätzung des AOK-Bundesverbandes kann nur von begrenzter Wirkung 

ausgegangen werden.  

 

Laut Mitteilung der Spitzenverbände der landwirtschaftlichen Sozialversiche-

rung ist die Bedeutung der Gemeinsamen Empfehlung in der Praxis zu bejahen. 

 

Von der Abteilung Krankenversicherung der Deutschen Rentenversicherung 

Knappschaft-Bahn-See wird die Bedeutung der Gemeinsamen Empfehlung in der 

Praxis verneint. 

 

Im Bereich der Deutschen Rentenversicherung hat die Gemeinsame Empfehlung 

überwiegend partielle Bedeutung erlangt. Als Beispiele zur Verbesserung der ein-

heitlichen und nahtlosen Leistungserbringung werden aus ihrem Bereich gemein-

same Verfahrensabsprachen mit den Krankenkassen, z.B. zur Anschlussrehabilita-

tion und zum AU-Management oder zur Verwendung gemeinsamer Vordrucke bei 

der Schnelleinweisung, genannt. Bei schwierigen Fällen fänden gemeinsame Fall-

besprechungen statt (z.B. bei Rehabilitanden mit psychischen Störungen). Die Zu-

sammenarbeit zwischen den Integrationsfachdiensten und den Trägern sei insbe-

sondere in Landeskoordinierungsausschüssen verbessert worden. Auch das Zu-

sammenwirken im Rahmen der integrierten Versorgung sei als gutes Beispiel anzu-

führen. Ebenso habe die Zusammenarbeit im Bereich der Nachsorge auf der Grund-

lage des BAR-Praxisleitfadens vorangebracht werden können. Schon vor Inkrafttre-

ten der Gemeinsamen Empfehlung habe es jedoch gute Regelungen zur Zusam-

menarbeit zwischen den Rehabilitationsträgern gegeben. Außerdem erfolge im Re-

gelfall die Antragstellung beim zuständigen Rehabilitationsträger. Da die Rentenver-

sicherung zuständiger Träger für Leistungen zur medizinischen Rehabilitation und 

zur Teilhabe am Arbeitsleben ist, sei die Einheitlichkeit und Nahtlosigkeit der Leis-

tungserbringung, insbesondere auch über die Verstärkung der medizinisch-beruflich 

orientierten Rehabilitation, gegeben. 

 

Aus Sicht der Bundesagentur für Arbeit hat die Gemeinsame Empfehlung in der 

Praxis zum Teil Bedeutung erlangt. Die Forderung nach einer zügigen und nahtlo-

sen Leistungserbringung beim Übergang könne oft nicht realisiert werden. Die Um-

setzung des § 6a SGB IX und die fallbezogene Einbeziehung der Arbeitsgemein-
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schaft bzw. des zuständigen kommunalen Trägers müssten in der Gemeinsamen 

Empfehlung deutlicher formuliert werden. 

 

Die Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung (DGUV) stellt fest, dass die Ge-

meinsame Empfehlung nur begrenzte bzw. geringe Praxisrelevanz erlangt hat. An-

gesichts des in der GUV geltenden Grundsatzes „alles aus einer Hand“ komme der 

Empfehlung in diesem Bereich kaum eine Bedeutung zu. Bei einem Bedarf für meh-

rere Leistungsarten im Sinne des § 5 SGB IX werde die Nahtlosigkeit der Rehabili-

tation insbesondere durch Berufshelfer, Reha-Manager und über den Besuchs-

dienst in Krankenhäusern gewährleistet. 

 

Der Deutsche Städtetag teilt mit, dass nach seinem Kenntnisstand keine Erfahrun-

gen in den Mitgliedsstädten vorhanden seien, so dass auch kein Bericht erstattet 

werden könne. 

 

Auch der Deutsche Landkreistag berichtet wie im Vorjahr, dass nach seiner 

Kenntnis bisher kein Landkreis in der Funktion als örtlicher Träger der Sozialhilfe 

und örtlicher Träger der öffentlichen Jugendhilfe einer Gemeinsamen Empfehlung 

beigetreten sei. Er führt dies darauf zurück, dass der praktische Nutzen der Ge-

meinsamen Empfehlungen generell für die Landkreise nach wie vor sehr gering sei; 

insofern verweist er auf die Ausführungen in den Vorjahren. 

 

Die Bundesarbeitsgemeinschaft der überörtlichen Träger der Sozialhilfe ver-

neint nach wie vor die Bedeutung der Gemeinsamen Empfehlung in der Praxis. 

 

Die Bundesarbeitsgemeinschaft der Landesjugendämter teilt mit, dass die Ge-

meinsamen Empfehlungen, somit auch die Gemeinsame Empfehlung Einheitlich-

keit/Nahtlosigkeit, bisher auf Ebene der Landesjugendämter kaum bekannt seien 

und dementsprechend in der Praxis der Landesjugendämter keine Bedeutung er-

langt haben. 

 

Das Votum der Bundesländer als Träger der Kriegsopferversorgung und  

-fürsorge ist sehr uneinheitlich; ein Großteil der Länder verneint nach wie vor eine 

Bedeutung, einige Länder hingegen bejahen durchaus (zumindest zum Teil) die Be-
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deutung der Gemeinsamen Empfehlung in der Praxis. Die meisten Länder sehen al-

lerdings nach wie vor nur einen sehr eingeschränkten Anwendungsbereich für die 

Gemeinsame Empfehlung. Von dieser seien überwiegend die Sozialversicherungs-

träger sowie die Integrationsämter betroffen. 

 

Auch die Integrationsämter und Hauptfürsorgestellen schätzen nach Mitteilung der 

Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsämter und Hauptfürsorgestellen 

die praktische Bedeutung der Gemeinsamen Empfehlung unterschiedlich ein. Von 

40 % wird sie als zum Teil gegeben angesehen, weitere 40 % verneinen sie, 20 % 

bejahen eine Bedeutung der Gemeinsamen Empfehlung in der Praxis. Bejaht wird 

diese u.a. von der Hauptfürsorgestelle beim Landesamt für Gesundheit und Sozi-

ales Berlin, das außerdem anmerkt, dass das Ziel der möglichst vollständigen und 

dauerhaften Eingliederung, insbesondere in das Arbeitsleben, nach der vorliegen-

den Verfahrensabsprache „über die Gewährung von Leistungen der Begleitenden 

Hilfe im Arbeitsleben etc.“ gewährleistet werden könne. Das Integrationsamt beim 

Sächsischen Landesamt für Familie und Soziales z.B. sieht eine teilweise Be-

deutung der Gemeinsamen Empfehlung und bemerkt weiter, dass verschiedene 

Dienstanweisungen oder Leistungskataloge mitunter die Einheitlichkeit beschränk-

ten. Die Bedeutung der Servicestellen sei kaum wahrnehmbar. Das Integrationsamt 

versuche im Interesse der schwerbehinderten Menschen auf Nahtlosigkeit hinzuwir-

ken. 

 

 

1.2 Hat die Gemeinsame Empfehlung zur Verbesserung im Verfahren der  

Zusammenarbeit geführt? 

 

Die Spitzenverbände der Krankenkassen sind überwiegend der Meinung, dass 

die Gemeinsame Empfehlung (zumindest teilweise) zur Verbesserung im Verfahren 

der Zusammenarbeit geführt hat.  

 

Nicht geteilt wird diese Einschätzung von der Abteilung Krankenversicherung der 

Deutschen Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See. Diese verneint eine 

Verbesserung im Verfahren der Zusammenarbeit. 
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Nach Auffassung des IKK-Bundesverbandes hat die Gemeinsame Empfehlung 

teilweise zu einer weiteren Verbesserung der Zusammenarbeit und Verkürzung des 

Rehabilitationsprozesses beitragen können. Im Bereich der Teilhabe am Arbeitsle-

ben gestalte sich die Zusammenarbeit mit den Agenturen für Arbeit zum Teil aller-

dings schwierig. 

 

Auch nach Einschätzung des AOK-Bundesverbandes hat die Gemeinsame Emp-

fehlung zumindest zum Teil zur Verbesserung im Verfahren der Zusammenarbeit 

geführt. Insbesondere die Zusammenarbeit und der Informationsaustausch mit Ren-

tenversicherungsträgern (z.B. Absprachen bei Trägerwechsel) hätten sich durch die 

Empfehlung etwas verbessert. Gleiches berichtet der BKK Bundesverband von 

einzelnen Betriebskrankenkassen. Einwände aufgrund von Datenschutzvorschriften 

ständen laut AOK-Bundesverband einer noch intensiveren Zusammenarbeit aller-

dings entgegen. 

 

Die Spitzenverbände der landwirtschaftlichen Sozialversicherung teilen mit, 

dass die Gemeinsame Empfehlung im Außenverhältnis zu Rehabilitationsträgern 

außerhalb der LSV zur Verbesserung im Verfahren der Zusammenarbeit geführt 

habe. Im Innenverhältnis der LSV bestünden aufgrund der besonderen trägerüber-

greifenden Organisation der LSV-Träger keine Schnittstellenprobleme. 

 

Im Bereich der Deutschen Rentenversicherung hat die Gemeinsame Empfehlung 

zum Teil zu Verbesserungen im Verfahren der Zusammenarbeit geführt. Die Ge-

meinsame Empfehlung habe die Rehabilitationsträger bestärkt, die einheitliche und 

nahtlose Leistungserbringung als eigenes Unternehmensziel weiter zu verfolgen 

und umzusetzen. Auch sei aus dem Bereich der gesetzlichen Rentenversicherung 

ausgeführt worden, dass unter der Zielrichtung der Gemeinsamen Empfehlung z.B. 

die Rahmenvereinbarung über den Rehabilitationssport und das Funktionstraining 

abgeschlossen worden sei, die bewirke, dass die Träger ergänzende Leistungen 

nach einheitlichen Grundsätzen erbringen. 

 

Aus Sicht der Bundesagentur für Arbeit hat die Gemeinsame Empfehlung zum 

Teil zur Verbesserung der Zusammenarbeit beigetragen. 
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Eine Verbesserung im Verfahren der Zusammenarbeit wird von der Deutschen Ge-

setzlichen Unfallversicherung überwiegend verneint. Insbesondere erscheine ei-

ne Verbesserung der Kooperation mit den Trägern der Arbeitsverwaltung vor Ort 

nach wie vor als wünschenswert. 

 

Die Integrationsämter und Hauptfürsorgestellen beurteilen die Frage, ob die 

Gemeinsame Empfehlung zur Verbesserung im Verfahren der Zusammenarbeit ge-

führt habe, unterschiedlich: Von 20 % wird die Frage bejaht, von 50 % verneint, wei-

tere 30 % bejahen eine teilweise Verbesserung. 

 

Nach Aussage der Bundesarbeitsgemeinschaft der überörtlichen Träger der 

Sozialhilfe hat die Gemeinsame Empfehlung nicht zu einer Verbesserung im Ver-

fahren geführt. 

 

Die Bundesländer als Träger der Kriegsopferversorgung und –fürsorge vernei-

nen diese Frage. 

 

 

1.3 Hat es Probleme bei der Umsetzung/Anwendung der Gemeinsamen  

Empfehlung gegeben? 

 

Nach Aussagen der Spitzenverbände der Krankenkassen, der Spitzenverbände 

der landwirtschaftlichen Sozialversicherung, der Deutschen Rentenversiche-

rung , der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung und der Bundesarbeits-

gemeinschaft der Integrationsämter und Hauptfürsorgestellen bestehen bei der 

Umsetzung/Anwendung der Gemeinsamen Empfehlung entweder überhaupt keine 

oder jedenfalls überwiegend keine Probleme. 

 

Auch nach Mitteilung der Bundesagentur für Arbeit bestehen keine Umsetzungs-/ 

Anwendungsprobleme. Aus dem Bezirk einer Regionaldirektion werde darauf hin-

gewiesen, dass der Verfahrensabschluss unterschiedlich erfolge. Probleme träten 

auf, wenn weitere Leistungen erforderlich werden. Es fehle eine Regelung, zu wel-

chem Zeitpunkt ein Reha-Verfahren durch dauerhafte Eingliederung abzuschließen 

sei. 



 15 

 

Hinsichtlich der Umsetzung der Gemeinsamen Empfehlung weist der IKK-

Bundesverband darauf hin, dass noch weitergehende Absprachen auf der Lan-

desebene zwischen den beteiligten Rehabilitationsträgern erforderlich seien. Gra-

vierende Umsetzungsprobleme seien von den Innungskrankenkassen jedoch nicht 

mitgeteilt worden. 

 

Der AOK-Bundesverband berichtet von Umsetzungs-/Anwendungsproblemen auf-

grund datenschutzrechtlicher Auslegungen/Grenzen (z.B. Weiterleitung des Entlas-

sungsberichts, Anregungen des Reha-Arztes über weitere notwendige Maßnah-

men/Nachsorge).  Laut Mitteilung des BKK Bundesverbandes werde aus seinem 

Bereich berichtet, dass einzelne Rehabilitationsträger (Sachbearbeiter?) die Emp-

fehlung ausschließlich „im eigenen Interesse“ auslegten. 

 

Die Bundesarbeitsgemeinschaft der überörtlichen Träger der Sozialhilfe sieht 

die Probleme der Umsetzung nach wie vor darin, dass die Empfehlung häufig von 

den vorrangig zuständigen Rehabilitationsträgern in der medizinischen Rehabilitati-

on nicht beachtet werde. 

 

Die Bundesländer als Träger der Kriegsopferversorgung und –fürsorge teilen 

mit, dass es bei der Umsetzung/Anwendung der Gemeinsamen Empfehlung keine 

Probleme gäbe oder solche ihnen zumindest nicht für den Bereich der Kriegsopfer-

versorgung und -fürsorge bekannt seien. 

 

 

1.4 Besteht aus Ihrer Sicht Bedarf für eine Anpassung/Verbesserung der  

Gemeinsamen Empfehlung oder auch gesetzlicher Änderungsbedarf? 

 

Von Seiten der Deutschen Rentenversicherung wird die Frage verneint. 

 

Aus Sicht der Spitzenverbände der Krankenkassen und Spitzenverbände der 

landwirtschaftlichen Sozialversicherung besteht (jedenfalls ganz überwiegend)  

kein Anpassungs-/Verbesserungsbedarf. 
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Der AOK-Bundesverband sieht einen gesetzlichen Änderungs-/Klärungsbedarf zur 

Sicherung des gesundheitlichen/rehabilitativen Schutzes von Betroffenen (Vorrang 

der Interessen des Betroffenen/Selbstbestimmung vor generellem Datenschutz), 

zumindest soweit Betroffene sich mit der Weitergabe von Informationen ausdrück-

lich einverstanden erklären. Eine Datenschutzerklärung für Betroffene könnte im 

Rahmen der Gemeinsamen Empfehlung abgestimmt werden. 

 

Einzelne Betriebskrankenkassen reklamieren laut BKK Bundesverband  einen An-

passungs-/Änderungsbedarf in Bezug auf genauere Definitionen, insbesondere zu 

den „entsprechenden Verfahren“ nach § 9 Abs. 1 der Gemeinsamen Empfehlung. 

 

Die Bundesagentur für Arbeit bejaht einen Anpassungs- bzw. Verbesserungsbe-

darf hinsichtlich Zuständigkeiten im Zusammenhang mit den Berufsgenossenschaf-

ten: Werde z.B. Rente gewährt, erfolge eine Zurückverweisung der BG mit Hinweis 

auf Prüfung des Kausalzusammenhangs. 

 

Die Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung hält eine Anpassung/Verbesserung 

der Gemeinsamen Empfehlung für nicht erforderlich. 

 

Auch die Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsämter und Hauptfürsor-

gestellen sieht keinen entsprechenden Bedarf. 

 

Die Bundesarbeitsgemeinschaft der überörtlichen Träger der Sozialhilfe sieht 

nach wie vor die Notwendigkeit, die gesetzlichen Vorschriften zur Zusammenarbeit 

(§ 10 SGB IX) enger zu fassen und bei Verstoß Sanktionen, ähnlich wie in § 14 

SGB IX, dagegen vorzusehen. So könnte der leistende Rehabilitationsträger so lan-

ge leistungspflichtig bleiben, bis er die nach § 10 SGB IX notwendige Koordinierung 

mit den weiteren bzw. in der Folge zuständigen Rehabilitationsträgern durchgeführt 

hat. 

 

Die Bundesländer als Träger der Kriegsopferversorgung und -fürsorge, von de-

nen eine Antwort vorliegt, verneinen die Frage nach einem Anpassungs-/ Verbesse-

rungs- oder auch gesetzlichen Änderungsbedarf. 
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1.5 Können Abgrenzungsfragen der Rehabilitationsträger mit den vorhandenen 

Instrumentarien einvernehmlich geklärt werden oder besteht Bedarf, weitere 

entsprechende Verfahren oder Absprachen festzulegen? 

 

Nach Mitteilung der Bundesagentur für Arbeit können Abgrenzungsfragen über-

wiegend einvernehmlich geklärt werden. 

 

Auch die Spitzenverbände der Krankenkassen sind der Meinung, dass die Ab-

grenzungsfragen (weitgehend) einvernehmlich geklärt werden können. 

 

Nach Auffassung des AOK-Bundesverbandes besteht Bedarf für Verfah-

ren/Absprachen bei erforderlichen nachgehenden Leistungen nach einer Reha-

Maßnahme, insbesondere bei der stufenweisen Wiedereingliederung. 

 

Alle anderen Rehabilitationsträger erachten einen Bedarf für weitere entspre-

chende Verfahren oder Absprachen zur Regelung von Abgrenzungsfragen als nicht 

erforderlich. Für den Bereich der Kriegsopferversorgung/-fürsorge weist das 

Landesamt für Soziales und Versorgung Brandenburg z.B. darauf hin, dass der 

Bereich KOV/KOF generell bei Abgrenzungsfragen mit den jeweiligen Rehabilitati-

onsträgern eine einvernehmliche Klärung herbeiführe. 

 

Von der ganz überwiegenden Mehrheit (80 %) der Integrationsämter und Hauptfür-

sorgestellen wird nach Mitteilung der Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrati-

onsämter und Hauptfürsorgestellen bejaht, dass Abgrenzungsfragen der Rehabi-

litationsträger mit den vorhandenen Instrumentarien einvernehmlich geklärt werden 

können. 
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2 Erfahrungen der Rehabilitationsträger mit der Gemeinsamen Empfehlung 

„Teilhabeplan“ nach § 13 Abs. 2 Nr. 3 SGB IX 

 

Die Gemeinsame Empfehlung „Teilhabeplan“ nach § 13 Abs. 2 Nr. 3 SGB IX ist am 

1. Dezember 2004 in Kraft getreten. 

 

Zusammenfassend ist festzustellen, dass die Rehabilitationsträger die Bedeutung 

der Gemeinsamen Empfehlung „Teilhabeplan“ insgesamt eher verhalten bewerten. 

Es wird beispielsweise über eine geringe Bedeutung und Anwendung der Gemein-

samen Empfehlung „Teilhabeplan“ in der Praxis berichtet. Bisher wird das Instru-

ment des Teilhabeplans nur punktuell eingesetzt. Es ist davon auszugehen, dass 

die Bedeutung der Gemeinsamen Empfehlung „Teilhabeplan“ noch zunehmen wird. 

 

 

2.1 Hat die Gemeinsame Empfehlung nach Ihrer Kenntnis in der Praxis  

Bedeutung erlangt? 

 

Die Bedeutung der Gemeinsamen Empfehlung „Teilhabeplan“ für die Praxis wird 

von den Spitzenverbände der Krankenkassen als eher gering eingeschätzt. 

 

Der AOK-Bundesverband berichtet, dass der generelle Nutzen des Teilhabeplans 

nach wie vor unterschiedlich bewertet und der Teilhabeplan daher auch nur be-

grenzt eingesetzt werde. Bedeutung habe der Teilhabeplan insbesondere bei der 

Versorgung von Patienten mit psychischen Erkrankungen und bei der Rehabilitation 

von Suchtpatienten erlangt. Da nicht in jedem Fall der hohe Aufwand des Verfah-

rens gerechtfertigt sei, sollte der Teilhabeplan nur gezielt und bei Bedarf eingesetzt 

werden. Insbesondere wenn nur zwei Träger beteiligt sind, seien Fallkonferenzen 

und verkürzte Verfahren ausreichend. 

 

Der BKK Bundesverband spricht der Gemeinsamen Empfehlung „Teilhabeplan“ 

weiterhin eher geringe Bedeutung in der Praxis zu. 
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Der IKK-Bundesverband teilt mit, dass die Gemeinsame Empfehlung „Teilhabe-

plan“ noch geringe Praxisrelevanz habe, vor allem vor dem Hintergrund, dass auf 

Länderebene weitere Umsetzungsgespräche notwendig seien, um konkrete Ergeb-

nisse zu erzielen. 

 

Da im Bereich der Ersatzkassen kaum Erfahrungen mit der Gemeinsamen Empfeh-

lung „Teilhabeplan“ vorliegen würden, sieht der VdAK/AEV keine Praxisrelevanz 

gegeben. Dies begründet der VdAK/AEV damit, dass bei der überwiegenden Zahl 

der Maßnahmen der GKV nach einer medizinischen Rehabilitation in der Regel kei-

ne Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben bzw. am Leben in der Gemeinschaft 

angezeigt seien. Im Einzelfall kämen ergänzende Leistungen nach § 43 SGB V oder 

Maßnahmen der Krankenbehandlung in Betracht, die durch die jeweilige Ersatzkas-

se ohne Teilhabeplan nahtlos erbracht würden. 

 

Für die Deutschen Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See – Abteilung 

Krankenversicherung und die See-Krankenkasse hat die Gemeinsame Empfeh-

lung „Teilhabeplan“ keine Bedeutung in der Praxis erlangt. 

 

In der Verwaltungspraxis der Deutschen Rentenversicherung hat die Gemeinsa-

me Empfehlung „Teilhabeplan“ nach wie vor kaum Relevanz. Im Bereich der Ren-

tenversicherung gäbe es kaum Fälle, an denen mehrere Träger beteiligt seien und 

sich ein Teilhabeplan anbieten würde. Da die Träger der Rentenversicherung so-

wohl Leistungen der medizinischen Rehabilitation als auch Leistungen zur Teilhabe 

am Arbeitsleben erbringen, sei für diese beiden Bereiche eine nahtlose Leistungs-

erbringung durch einen Träger gegeben. Hierüber würde auch eine gute Dokumen-

tation erstellt. Für das Instrument des Teilhabeplans im Bereich der Rentenversiche-

rung wird deshalb nur in seltenen Fällen Bedarf gesehen.  

 

Die Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung (DGUV) berichtet von einer teil-

weisen Bedeutung für die Praxis. Angesichts des unfallversicherungsrechtlichen 

Prinzips „alles aus einer Hand“ komme die Erstellung eines Teilhabeplans kaum in 

Betracht, denn trägerübergreifende Fallgestaltungen kämen selten vor. Im Bedarfs-

fall – insbesondere bei schweren Fallgestaltungen mit einem mehrschichtigen Re-
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ha-Bedarf – könne ein mit dem Versicherten abgestimmter Teilhabeplan die indivi-

duelle Fallplanung im Rahmen des Reha-Managements wirkungsvoll unterstützen. 

 

Die Spitzenverbände der landwirtschaftlichen Sozialversicherung berichten von 

einer teilweisen Praxisrelevanz der Gemeinsamen Empfehlung „Teilhabeplan“. In-

nerhalb der LSV sei der auf Ebene der BAR entwickelte Teilhabeplan bundesweit 

einheitlich umgesetzt worden. Da im Bereich der landwirtschaftlichen Unfallversi-

cherung die Leistungen nach dem Grundsatz „alles aus einer Hand“ erbracht wer-

den, spiele die Gemeinsame Empfehlung „Teilhabeplan“ praktisch keine Rolle.  

Aus Sicht der Bundesagentur für Arbeit hat die Gemeinsame Empfehlung „Teil-

habeplan“ inzwischen Bedeutung in der Praxis erlangt. 

 

Der Deutsche Städtetag kann über keine praktischen Erfahrungen berichten. 

 

Der Deutsche Landkreistag bezeichnet den praktischen Nutzen der Gemeinsa-

men Empfehlung „Teilhabeplan“ für die Landkreise als sehr gering.  

 

Die Bundesarbeitsgemeinschaft der überörtlichen Träger der Sozialhilfe sieht 

in der Gemeinsamen Empfehlung „Teilhabeplan“ keine Bedeutung für die Träger 

der Sozialhilfe. Die Vorschriften des SGB XII, nämlich die Verpflichtung zur Erstel-

lung eines Gesamtplanes,  bzw. die Qualitätsvorschriften  im  Vertragsrecht  nach  

§§ 75 ff. SGB XII würden die Gemeinsame Empfehlung „Teilhabeplan“ überlagern; 

daher fände diese keine unmittelbare Anwendung.  

 

Die Bundesarbeitsgemeinschaft der Landesjugendämter teilt mit, dass die Ge-

meinsame Empfehlung „Teilhabeplan“ in der Praxis der Landesjugendämter keine 

Bedeutung erlangt habe.  

 

Die Bundesländer als Träger der Kriegsopferversorgung und -fürsorge vernei-

nen größtenteils die praktische Bedeutung der Gemeinsamen Empfehlung „Teilha-

beplan“. Das Landesamt für Gesundheit und Soziales Berlin teilt mit, dass die 

Kriegsopferfürsorge die Leistungen aus einer Hand erbringt und daher nur geringer 

bzw. kein Abstimmungsbedarf mit anderen Trägern über den Verlauf einer Teilha-

bemaßnahme gesehen werde.  
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Die Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsämter und Hauptfürsorgestel-

len gibt an, dass die Gemeinsame Empfehlung „Teilhabeplan“ in der Praxis teilwei-

se Bedeutung erlangt hat. Die Hauptfürsorgestelle des Sächsischen Landesamtes 

für Familie und Soziales berichtet, dass für den Bereich der Teilhabe am Arbeitsle-

ben Teilhabepläne erstellt würden. 

 

 

2.2 Hat die Gemeinsame Empfehlung zur Verbesserung im Verfahren der 

Zusammenarbeit geführt? 

 

Die Spitzenverbände der Krankenkassen nehmen überwiegend keine Verbesse-

rung in der Zusammenarbeit durch die Gemeinsame Empfehlung „Teilhabeplan“ 

wahr. Der BKK Bundesverband sieht eine partielle Verbesserung, da die Zusam-

menarbeit und der Informationsfluss verbessert würde, wo der Teilhabeplan zum 

Einsatz kommt.  

 

Die Spitzenverbände der landwirtschaftlichen Sozialversicherung teilen eine 

teilweise Verbesserung im Verfahren der Zusammenarbeit mit. Die Umsetzung wür-

de innerhalb der Träger der landwirtschaftlichen Sozialversicherung problemlos er-

folgen, andere Rehabilitationsträger würden zum Teil die Zusammenarbeit beim 

Erstellen des Teilhabeplans verweigern.  

 

Aus dem Bereich der Deutschen Rentenversicherung wird berichtet, dass die 

Gemeinsame Empfehlung „Teilhabeplan“ überwiegend keine Verbesserung im Ver-

fahren der Zusammenarbeit erbracht hat. 

 

Die Bundesagentur für Arbeit dagegen bejaht die Frage nach einer Verbesserung 

der Zusammenarbeit durch die Gemeinsame Empfehlung. 

 

Die Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung sieht überwiegend keine Verbes-

serung im Verfahren der Zusammenarbeit durch die Gemeinsame Empfehlung 

„Teilhabeplan“.  
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Die Bundesländer als Träger der Kriegsopferversorgung und -fürsorge vernei-

nen größtenteils die Frage nach einer Verbesserung im Verfahren der Zusammen-

arbeit. Nur das Niedersächsische Landesamt für Soziales, Jugend und Familie be-

jaht die Frage. 

 

Die Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsämter und Hauptfürsorgestel-

len berichtet, dass zu 70 % keine Verbesserung festgestellt und zu 30 % eine Ver-

besserung im Verfahren der Zusammenarbeit verzeichnet werden kann. 

 

 

2.3  Hat es Probleme bei der Umsetzung/Anwendung der Gemeinsamen 

Empfehlung gegeben? 

 

Die Spitzenverbände der Krankenkassen sehen keine Probleme bei der Umset-

zung/Anwendung der Gemeinsamen Empfehlung „Teilhabeplan“, allerdings auch 

aufgrund fehlender Praxisrelevanz.  

 

Die Spitzenverbände der landwirtschaftlichen Sozialversicherung hingegen be-

richten von Problemen bei der Umsetzung und Anwendung der Gemeinsamen 

Empfehlung „Teilhabeplan“. 

 

Die Deutsche Rentenversicherung, die Deutsche Gesetzliche Unfallversiche-

rung, ebenso die Bundesagentur für Arbeit sehen keine Probleme in der Umset-

zung der Gemeinsamen Empfehlung „Teilhabeplan“. 

 

Auch aus Sicht der  Bundesländer  als Träger der Kriegsopferversorgung  und  

-fürsorge bestehen keine Probleme in der Umsetzung/Anwendung der Gemeinsa-

men Empfehlung, unter anderem auch weil keine praktischen Erfahrungen vorlie-

gen.  

 

Laut Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsämter und Hauptfürsorge-

stellen hat es keine Probleme bei der Umsetzung/Anwendung der Gemeinsamen 

Empfehlung gegeben. 
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2.4 Besteht aus Ihrer Sicht Bedarf für eine Anpassung/Verbesserung der 

Gemeinsamen Empfehlung oder auch gesetzlicher Änderungsbedarf? 

 

Ein Bedarf für eine Anpassung/Verbesserung der Gemeinsamen Empfehlung wird 

bisher von keinem der befragten Rehabilitationsträger gesehen. 

 

Der AOK-Bundesverband schlägt vor, dass in die Gemeinsame Empfehlung „Teil-

habeplan“ auch Alternativen mit gleicher Zielsetzung, z.B. Fallkonferenzen oder 

verkürzte Verfahren (siehe auch unter 2.1) aufgenommen werden könnten. 

 

 

2.5 Sind die Vorarbeiten zur Übertragung der Vordrucke in den jeweiligen 

Trägerbereichen abgeschlossen und inwieweit finden die Vordrucke 

Anwendung? 

 

Der AOK-Bundesverband berichtet, dass in seinem Trägerbereich die Vordrucke 

teilweise übertragen wurden und bei Bedarf genutzt werden. Teilweise würden sich 

die Vordrucke auch noch in der Abstimmung befinden. 

 

Beim BKK Bundesverband sind die Vorarbeiten zur Übertragung der Vordrucke in 

den eigenen Trägerbereich abgeschlossen und die Vordrucke finden Anwendung. 

 

Der IKK-Bundesverband berichtet, dass der Vordruck „Teilhabeplan“ vereinzelt vor 

Ort übertragen wurde und dort auch zum Einsatz kommt. 

 

Beim VdAK/AEV, der See-Krankenversicherung und der Deutschen Rentenver-

sicherung Knappschaft-Bahn-See – Abteilung Krankenversicherung sind die 

Vorarbeiten zur Übertragung der Vordrucke noch nicht abgeschlossen.  

 

Die Spitzenverbände der landwirtschaftlichen Sozialversicherung teilen mit, 

dass die Vorarbeiten abgeschlossen seien und die Verwendung der Teilhabepläne 

mittlerweile im Routineeinsatz der Träger der landwirtschaftlichen Sozialversiche-

rung implementiert sei. 
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Im Bereich der Deutschen Rentenversicherung wurden die Vorarbeiten zur Über-

tragung der Vordrucke in den eigenen Trägerbereichen abgeschlossen. Die Vordru-

cke fänden jedoch überwiegend keine Anwendung. Denn im Bereich der Renten-

versicherung gäbe es kaum Fälle, in denen für einen Teilhabeplan Bedarf gesehen 

wird, da die Nahtlosigkeit bereits auf anderem Weg erreicht wird. So werde z.B. die 

Einleitung von weiteren medizinischen Leistungen (z.B. Rehabilitations-Sport) im 

Anschluss an eine medizinische Leistung zur Rehabilitation von den meisten Reha-

Einrichtungen in Abstimmung mit den Rehabilitanden direkt veranlasst. Sofern sich 

die Notwendigkeit von Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben ergebe, werde das 

weitere Vorgehen in der Regel bereits während der Durchführung der Leistungen 

zur medizinischen Rehabilitation in einem Beratungsgespräch mit dem Rehabilitan-

den abgestimmt. Im Rahmen der Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben werde 

ein Reha-Plan (interner Vordruck) gemeinsam mit den Rehabilitanden erstellt. 

 

Laut Bundesagentur für Arbeit sind die Vorarbeiten zur Übertragung der Vordru-

cke in den eigenen Trägerbereich noch nicht abgeschlossen. Die Abstimmung mit 

anderen Trägern fände zum Teil auch formlos statt, die inhaltlich weitgehend den 

Empfehlungen entspreche. 

 

Die Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung (DGUV) teilt ebenfalls mit, dass die 

Vorarbeiten zur Übertragung der Vordrucke in ihrem Trägerbereich noch nicht ab-

geschlossen sind. Auf Ebene der DGUV wird derzeit eine Überarbeitung des BAR-

Teilhabeplans, insbesondere eine Anpassung an die Sprache und die Vorgaben der 

ICF, diskutiert. Eine anschließende trägerübergreifende Abstimmung hierzu sei vor-

gesehen. Weiter wird berichtet, dass, soweit ein Teilhabeplan von den Unfallversi-

cherungsträgern erstellt wird, die auf Ebene der BAR erstellten Vordrucke oder ei-

gene Formulare Anwendung finden würden. Die Erarbeitung und Aufnahme eines 

bundeseinheitlichen Vordrucks in den Formbestandtext sei aber noch vorgesehen.  

 

Bei den Bundesländern als Träger der Kriegsopferversorgung und -fürsorge 

sind die Vorarbeiten zur Übertragung der Vordrucke größtenteils, insbesondere auf-

grund der geringen praktischen Bedeutung, noch nicht abgeschlossen. Lediglich 

das Landesversorgungsamt Sachsen und das Niedersächsische Landesamt für So-

ziales, Jugend und Familie bejahen die Frage nach dem Abschluss entsprechender 
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Vorarbeiten. In Niedersachen würden die Vordrucke, falls erforderlich, angewendet; 

in der Regel reichten formlose Abstimmungen aus.  

 

Die Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsämter und Hauptfürsorgestel-

len meldet, dass die Vorarbeiten zur Übertragung der Vordrucke in den eigenen 

Trägerbereich teilweise abgeschlossen seien und die Vordrucke Anwendung fän-

den. 

 

 



 26 

3 Erfahrungen der Rehabilitationsträger mit der Gemeinsamen Empfehlung 

„Zuständigkeitsklärung“ nach § 14 SGB IX 

 

Die Gemeinsame Empfehlung über die Ausgestaltung des in § 14 SGB IX bestimm-

ten Verfahrens (Gemeinsame Empfehlung zur Zuständigkeitsklärung) ist am 1. Mai 

2003 in Kraft getreten. Sie gilt in der Fassung vom 8. November 2005. 

 

Zusammenfassend ist festzustellen, dass die Gemeinsame Empfehlung „Zuständig-

keitsklärung“ aus Sicht der Mehrheit der Rehabilitationsträger als übergreifende 

Empfehlung große Bedeutung in der Praxis erlangt und zu einer Verbesserung im 

Verfahren der Zusammenarbeit sowie zu einer Beschleunigung des Antrags- und 

Bewilligungsverfahrens geführt hat. Die Fristen nach § 14 SGB IX werden inzwi-

schen überwiegend eingehalten. Als problematisch erweist sich nach wie vor die 

Einhaltung der Fristen des § 14 SGB IX bei der Erforderlichkeit eines externen Gut-

achtens. 

 

 

3.1 Hat die Gemeinsame Empfehlung nach Ihrer Kenntnis in der Praxis  

Bedeutung erlangt? 

 

Die Spitzenverbände der Krankenkassen vertreten einheitlich die Meinung, dass 

die Gemeinsame Empfehlung in der Praxis von Bedeutung ist. Der AOK-

Bundesverband, der BKK Bundesverband und der IKK-Bundesverband halten 

die Empfehlung „Zuständigkeitsklärung“ nach wie vor für die Gemeinsame Empfeh-

lung mit der größten Praxisbedeutung.  

 

Die Spitzenverbände der landwirtschaftlichen Sozialversicherung teilen mit, 

dass die Gemeinsame Empfehlung „Zuständigkeitsklärung“ zum Teil zur Verbesse-

rung im Verfahren der Zusammenarbeit geführt habe. Bei der Zuständigkeitsklärung 

mit anderen Rehabilitationsträgern (außerhalb der landwirtschaftlichen Sozialversi-

cherung) habe die Gemeinsame Empfehlung zu einer deutlichen Beschleunigung 

des Antrags- und Bewilligungsverfahrens geführt.  
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Auch im Bereich der Deutschen Rentenversicherung hat die Gemeinsame Emp-

fehlung in der Praxis Bedeutung erlangt. Die Gemeinsame Empfehlung „Zuständig-

keitsklärung“ bilde eine gemeinsame Verständigungsplattform zwischen den Trä-

gern und werde als Erläuterung zu den gesetzlichen Regelungen angesehen. Da-

durch werde die Feststellung des zuständigen Trägers erleichtert. 

 

Die Bundesagentur für Arbeit bestätigt die Bedeutung der Gemeinsamen Empfeh-

lung „Zuständigkeitsklärung“ in der Praxis. 

 

Die Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung teilt mit, dass die Gemeinsame 

Empfehlung „Zuständigkeitsklärung“ nach fast einhelliger Einschätzung der Berufs-

genossenschaften in der Praxis Bedeutung erlangt hat, sich positiv auf das Verfah-

ren der Zuständigkeitsklärung auswirkt und eine beschleunigte Leistungserbringung 

bewirkt hat.  

 

Der Deutsche Landkreistag teilt mit, dass nach dessen Einschätzung der prakti-

sche Nutzen der Gemeinsamen Empfehlungen generell für die Landkreise sehr ge-

ring und bislang auch kein Landkreis einer der Gemeinsamen Empfehlungen beige-

treten sei. Auch dem Deutschen Städtetag wurden keine Erfahrungen mit den 

Gemeinsamen Empfehlungen berichtet.  

 

Die Bundesarbeitsgemeinschaft der überörtlichen Träger der Sozialhilfe bejaht 

die praktische Bedeutung der Gemeinsamen Empfehlung „Zuständigkeitsklärung“. 

 

Nach Einschätzung der Bundesarbeitsgemeinschaft der Landesjugendämter 

haben die Gemeinsamen Empfehlungen, somit auch die Gemeinsame Empfehlung 

Zuständigkeitsklärung, bei den Landesjugendämtern einen sehr geringen Bekannt-

heitsgrad. 

 

Die Rückmeldungen von zahlreichen Bundesländern als Träger der Kriegsopfer-

versorgung und -fürsorge zeigen, dass fast alle Bundesländer der Gemeinsamen 

Empfehlung „Zuständigkeitsklärung“ eine Bedeutung zusprechen. 
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Auch seitens der Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsämter und Haupt-

fürsorgestellen wird bestätigt, dass die Gemeinsame Empfehlung in der Praxis 

Bedeutung erlangt habe. 

 

 

3.2 Hat die Gemeinsame Empfehlung zur Verbesserung im Verfahren der  

Zusammenarbeit geführt? 

 

Nach Einschätzung der Spitzenverbände der Krankenkassen hat die Gemeinsa-

me Empfehlung „Zuständigkeitsklärung“ zur Verbesserung im Verfahren der Zu-

sammenarbeit sowie zur Beschleunigung des Antrags- und Bewilligungsverfahrens 

geführt und somit schnellere Entscheidungen im Interesse der Betroffenen ermög-

licht. 

 

Der AOK-Bundesverband teilt mit, dass ein Landesverband eine Verlängerung der 

Verfahrensdauer und eine Häufung der Kostenstreitigkeiten gemeldet habe. 

 

Der VdAK/AEV erwähnt insbesondere die Verbesserung der Zusammenarbeit mit 

der Deutschen Rentenversicherung. 

 

Nach Meinung der Spitzenverbände der landwirtschaftlichen Sozialversiche-

rung hat die Gemeinsame Empfehlung zu einer deutlichen Beschleunigung des An-

trags- und Bewilligungsverfahrens im Verhältnis zu Rehabilitationsträgern außerhalb 

der LSV beigetragen.  

 

Im Bereich der Deutschen Rentenversicherung hat die Gemeinsame Empfehlung 

zu mehr Sicherheit in der Rechtsanwendung und zur kürzeren Verfahrensbearbei-

tung geführt. Auf ihrer Basis habe die Zusammenarbeit zwischen Renten-, Kranken-

Arbeitslosen- und Unfallversicherung verbessert werden können. 

 

Auch die Bundesagentur für Arbeit ist der Ansicht, dass die Gemeinsame Emp-

fehlung die Zusammenarbeit verbessert habe. 
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Die Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung berichtet, dass die Gemeinsame 

Empfehlung teilweise zu einer nennenswerten Verbesserung in der Zusammenar-

beit der Rehabilitationsträger beitrage. Sie enthalte eindeutige Vorgaben zum Fest-

stellungsverfahren bei unklarer oder streitiger Zuständigkeit und trage so zur be-

schleunigten Zuständigkeitsklärung bei. Die Empfehlung fördere somit die rasche 

Leistungserbringung zu Gunsten des Versicherten.  

 

Die Bundesarbeitsgemeinschaft der überörtlichen Träger der Sozialhilfe ver-

neint eine durch die Gemeinsame Empfehlung bedingte Verbesserung im Verfahren 

der Zusammenarbeit unter Hinweis auf eine weiter vorhandene Vielzahl ungeklärter 

Sachverhalte in Einzelfällen, die nicht alle in der Gemeinsamen Empfehlung voll-

ständig geregelt werden können. 

 

Nach den meisten Einschätzungen der Bundesländer als Träger der Kriegsop-

ferversorgung und -fürsorge lässt sich feststellen, dass die Gemeinsame Empfeh-

lung zu einer Verbesserung der Zusammenarbeit geführt habe, insbesondere mit 

den Krankenkassen und den Agenturen für Arbeit. 

 

Auch nach Aussage der Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsämter und 

Hauptfürsorgestellen hat die Gemeinsame Empfehlung zur Verbesserung im Ver-

fahren der Zusammenarbeit geführt. Dies betreffe auch den offenen Umgang hin-

sichtlich des Informationsaustausches. 

 

 

3.3 Hat es Probleme bei der Umsetzung/Anwendung der Gemeinsamen  

Empfehlung gegeben? 

 

Der AOK-Bundesverband mahnt an, dass die gesetzlich verankerte Mitwirkung der 

Jugend- und Sozialämter über diese Empfehlung nicht bzw. kaum erreicht wird. Zu-

dem bestünden bei der Anwendung der §§ 14 SGB IX und 102 ff. SGB X Unklarhei-

ten, die scheinbar nur sozialgerichtlich zu klären seien. Als Probleme in der Zu-

sammenarbeit mit den Trägern der Rentenversicherung werden insbesondere ge-

nannt: Weiterleitung von Anträgen auf Teilhabe innerhalb der Trägerschaft der DRV 

und danach nochmals an die Krankenkassen, Beginn der 14-Tage-Frist bei An-
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schluss-Rehabilitation, Umwandlung von Reha-Anträgen in einen Rentenantrag, 

wenn Weiterleitung wegen fehlender Reha-Prognose, Eintritt von Ausschluss-

Tatbeständen der Rentenversicherung nach Reha-Bewilligung bzw. Reha-Antritt er-

folgt. 

 

Vom VdAK/AEV wird berichtet, dass vereinzelt Unstimmigkeiten bei der Definition 

von „Gefährdung der Erwerbsfähigkeit“ und „drohende Minderung der Erwerbsfä-

higkeit in absehbarer Zeit“ bestehen. Diesbezügliche Stellungnahmen des Medizini-

schen Dienstes der Krankenversicherung und des Ärztlichen Dienstes der Renten-

versicherung unterschieden sich häufig und würden gegenseitig nicht anerkannt. 

Zudem wird mitgeteilt, dass neue Zuständigkeiten bei der Deutschen Rentenversi-

cherung die klare Zuordnung erschwert haben. 

 

Nach Äußerung des BKK Bundesverband ist es vereinzelt zu Problemen bei der 

Anwendung gekommen. Hierbei kam es zu der Weiterleitung von Anträgen, obwohl 

die Zuständigkeit des „erstangegangenen Trägers“ offensichtlich war, bzw. zur Wei-

terleitung trotz Fristablaufs. 

 

Der IKK-Bundesverband informiert darüber, dass bei einigen Innungskrankenkas-

sen nach wie vor Probleme bestehen bei der Anwendung der Empfehlung für den 

Bereich der stationären Heilbehandlung für Kinder und der Nach- und Festigungsku-

ren wegen Geschwulsterkrankungen (vgl. § 31 SGB VI). Bei der Regulierung von 

Erstattungsansprüchen komme es vereinzelt zu Problemen, weil falsche Rechtsvor-

schriften herangezogen würden. Abstimmungsprobleme bestünden auch bei der 

Einleitung und Durchführung der Stufenweisen Wiedereingliederung sowie der 

Durchführung von Leistungen zur medizinischen Rehabilitation für Versicherte, die 

sich in Altersteilzeit befinden. 

 

Die Abteilung Krankenversicherung der Deutschen Rentenversicherung 

Knappschaft-Bahn-See und die See-Krankenkasse sehen keine Probleme bei der 

Umsetzung der Gemeinsamen Empfehlung. 

 

Von den Spitzenverbänden der landwirtschaftlichen Sozialversicherung wur-

den Umsetzungs-/Anwendungsprobleme nicht beobachtet. 
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Aus dem Bereich der Deutschen Rentenversicherung wird mitgeteilt, manche 

Krankenkassen würden nicht akzeptieren, dass bei Weiterleitung eines Antrages 

von einem rechtlich selbständigen Träger zu einem zweiten rechtlich selbstständi-

gen Träger innerhalb eines Sozialleistungsbereiches Letzterer als zweitangegange-

ner Träger anzusehen ist. Bei Nichtzuständigkeit dieses zweiten Trägers würden 

diese Krankenkassen Erstattungsansprüche ausschließen, da sie die Weiterleitung 

innerhalb eines Sozialleistungsbereichs als Bearbeitung durch einen Träger anse-

hen würden. Außerdem würden vom erstattungspflichtigen Träger oft nicht alle not-

wendigen Aufwendungen erstattet (z.B. UV- und RV-Beiträge). Mehrere Erstat-

tungsklagen bzw. Berufungsverfahren seien daher zurzeit anhängig.  

 

Umsetzungs- bzw. Anwendungsprobleme bestehen nach Feststellung der Bundes-

agentur für Arbeit (BA) nicht. Aus einer Regional-Direktion werde allerdings be-

richtet, dass die DRV die Rechtsauffassung vertrete, dass bei Beantragung von 

Einzelleistungen erneut eine Prüfung nach § 14 SGB IX und die Einhaltung der ge-

nannten Fristen erforderlich sei, obwohl über den Globalantrag auf Leistungen zur 

Teilhabe am Arbeitsleben (LTA) bereits entschieden und die Zuständigkeit festge-

stellt worden sei. Die BA erachtet es daher als wünschenswert, eine eindeutige 

Aussage zum Globalantrag zu treffen, um Interpretationen auf der Sachbearbeiter-

ebene auszuschließen. Zudem haben Agenturen darauf hingewiesen, dass die DRV 

(insbesondere die DRV Berlin) Anträge auf LTA im Anschluss an eine medizinische 

Rehabilitation des Rentenversicherungsträgers an die Agenturen weiterleiten wür-

den. Rückfragen würden mit dem Hinweis auf die Regelungen „zweitangegangener 

Träger“ (Leistungsverpflichtung und Erstattungsanspruch) abgewiesen. 

 

Laut der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung wird aus ihrem Bereich 

kaum noch von Problemen bei der Umsetzung der Gemeinsamen Empfehlung be-

richtet. Nur in Einzelfällen komme es noch vor, dass Anträge von anderen Trägern 

unzureichend geprüft und vorschnell an den UV-Träger weitergeleitet werden. 

 

Nach Aussage der Bundesarbeitsgemeinschaft der überörtlichen Träger der 

Sozialhilfe werden die einzelnen Probleme durch die Rechtsprechung zu  

§ 14 SGB IX anschaulich dokumentiert.  
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Von den Bundesländern als Träger der Kriegsopferversorgung und -fürsorge 

werden in der Regel keine Probleme bei der Umsetzung der Gemeinsamen Emp-

fehlung genannt. Vereinzelt würden Anträge zu früh – vor Klärung der Ursache der 

Behinderung – an den KOF-Träger weitergeleitet. 

 

Aus Sicht der Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsämter und Hauptfür-

sorgestellen werden bei ca. 10% der angefragten Integrationsämter und Hauptfür-

sorgestellen Probleme bei der Umsetzung der Gemeinsamen Empfehlung genannt. 

In Einzelfällen komme es zu einer Weiterleitung des Antrags nach Fristablauf, oder 

es komme zu einer falschen Weiterleitung an ein Integrationsamt ohne dessen Zu-

ständigkeit. Auch die Arbeitsagenturen würden sich in Einzelfällen nicht an das Ver-

fahren halten. 

 

 

3.4 Besteht aus Ihrer Sicht Bedarf für eine Anpassung/Verbesserung der  

Gemeinsamen Empfehlung oder auch gesetzlicher Änderungsbedarf? 

 

Ein Anpassungs- bzw. Änderungsbedarf wird seitens der gesetzlichen Kranken-

versicherung überwiegend nicht gesehen. 

Der AOK-Bundesverband hält eine Ergänzung der Gemeinsamen Empfehlung 

hinsichtlich der von ihm in Ziffer 3.3 genannten Probleme für wünschenswert. Die 

Mitwirkung der Sozial- und Jugendämter sollte gesetzlich geregelt werden.  

Der BKK Bundesverband schlägt vor, Konsequenzen für solche Fälle zu regeln, in 

denen der Antrag trotz Ablauf der Frist weitergeleitet wird. Zudem sollte die Verbind-

lichkeit einer sachgerechten Zuständigkeitsprüfung herausgestellt werden. 

Nach Auffassung des IKK-Bundesverbandes lassen sich die im Zuständigkeitsklä-

rungsverfahren auftretenden Probleme nicht durch eine Überarbeitung der Gemein-

samen Empfehlung ausräumen.  

 

Seitens der Spitzenverbände der landwirtschaftlichen Sozialversicherung wird 

ein Anpassungs-/Verbesserungsbedarf nicht gesehen.  
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Aus dem Bereich der Deutschen Rentenversicherung wird eine Klarstellung zu 

den Erstattungsansprüchen für erforderlich gehalten. So bestehen z.B. auch Un-

klarheiten hinsichtlich der Anwendung von Erstattungsregelungen in den Fällen, in 

denen der erstangegangene Träger seine Zuständigkeit zutreffend festgestellt und 

geleistet hat, wegen eines späteren Hinzutritts eines Ausschlussgrundes aber unzu-

ständig wird (z.B. Stellung eines Altersrentenantrages während des Verfahrens). 

Nach Abschluss der zurzeit hierzu anhängigen Verfahren könnte dann ggf. die Ge-

meinsame Empfehlung entsprechend ergänzt werden. 

 

Einen Anpassungs-/Verbesserungs- oder gesetzlichen Änderungsbedarf sieht die 

Bundesagentur für Arbeit nicht. 

 

Von der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung wird überwiegend kein ge-

setzlicher Änderungs- oder Anpassungsbedarf für notwendig erachtet.  

 

Die Bundesarbeitsgemeinschaft der überörtlichen Träger der Sozialhilfe sieht 

erheblichen Änderungsbedarf, da die Empfehlung der aktuellen Rechtsprechung 

nicht mehr entspreche. Das BSG habe mit Urteil vom 26.06.2007 (B 1 Kr 34/06 R) 

weitgehende Ausführungen gemacht, die nicht in Übereinstimmung mit der Ge-

meinsamen Empfehlung stünden. 

 

Zahlreiche Bundesländer als Träger der Kriegsopferversorgung und -fürsorge 

sprechen sich für eine Verlängerung der Fristen nach § 14 SGB IX aus, insbesonde-

re bei Erforderlichkeit eines Gutachtens. Zudem sollte die Erstattungsberechtigung 

des erstangegangenen Leistungsträgers deutlicher herausgestellt werden.  

 

Nach Einschätzung der Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsämter und 

Hauptfürsorgestellen sei die Zusammenarbeit mit den Arbeitsgemeinschaften 

(ARGEN) und den optierenden Kommunen zu intensivieren. 
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3.5 Inwieweit können die Fristen des § 14 SGB IX – insbesondere bei der  

Erforderlichkeit eines Gutachtens – eingehalten werden? 

 

Zur Frage der Fristwahrung teilen die Spitzenverbände der Krankenkassen mit, 

dass die Fristen des § 14 SGB IX überwiegend eingehalten werden, sowohl mit als 

auch ohne Erforderlichkeit eines Gutachtens. 

 

Die Abteilung Krankenversicherung der Deutschen Rentenversicherung 

Knappschaft-Bahn-See berichtet, dass die Fristen bei Erforderlichkeit eines Gut-

achtens in Einzelfällen überschritten werden. Die Ursachen hierfür seien z.B. in 

Terminverschiebungen oder -absagen der Leistungsberechtigten begründet und 

dementsprechend nicht von den Rehabilitationsträgern verursacht. 

 

Nach Aussage der Spitzenverbände der landwirtschaftlichen Sozialversiche-

rung werden die Fristen in Einzelfällen überschritten. Die Ursachen hierfür lägen 

überwiegend nicht im Verantwortungsbereich der Träger der landwirtschaftlichen 

Sozialversicherung. 

 

Von Seiten der Deutschen Rentenversicherung wird berichtet, dass die Fristen 

des § 14 SGB IX überwiegend eingehalten werden. Bei besonders schwierigen 

Gutachten und bei der Vergabe an externe Gutachter oder bei der Einholung meh-

rerer Gutachten wird in wenigen Einzelfällen diese Frist überschritten. 

 

Die Fristen des § 14 SGB IX werden nach Mitteilung der Bundesagentur für Arbeit 

überwiegend eingehalten. 

 

Seitens der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung wird bestätigt, dass die 

Fristen ohne Erforderlichkeit eines Gutachtens überwiegend eingehalten werden. In 

Einzelfällen bestünden Probleme mit der Frist zur Gutachtenerstellung des § 14 

Abs. 5 Satz 5 SGB IX, die nach wie vor als unrealistisch und daher als schwer ein-

zuhalten zu bewerten sei.  

 

Nach Aussage der Bundesarbeitsgemeinschaft der überörtlichen Träger der 

Sozialhilfe ist die Einhaltung der Fristen angesichts hoher Arbeitsbelastung und der 
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überwiegend hohen Verwaltungsaufwand auslösenden Gesetzesänderungen nur 

unter Schwierigkeiten und zum Nachteil der ansonsten zu erledigenden Arbeit, die 

dann zurückgestellt werden müsse, einzuhalten. 

 

Die Bundesländer als Träger der Kriegsopferversorgung und -fürsorge teilen 

mit, dass die Fristen in Fällen ohne erforderliches Gutachten überwiegend eingehal-

ten werden. Bei Erforderlichkeit eines Gutachtens würden die Fristen in Einzelfällen, 

in einigen Bundesländern sogar auch überwiegend, überschritten. 

 

Die Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsämter und Hauptfürsorgestel-

len berichtet, dass die Fristen des § 14 SGB IX in den überwiegenden Fällen ein-

gehalten werden. Zu einer Überschreitung der Fristen komme es insbesondere bei 

der Erstellung von Gutachten. Die Fristüberschreitungen würden teils auch auf den 

Bearbeitungszeiten der Agenturen für Arbeit beruhen. 
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4 Erfahrungen der Rehabilitationsträger mit der Gemeinsamen Empfehlung 

„Begutachtung“ nach § 13 Abs. 1 i.V.m. § 12 Abs. 1 Nr. 4 SGB IX 

 

Die Gemeinsame Empfehlung nach § 13 Abs. 1 i.V.m. § 12 Abs. 1 Nr. 4 SGB IX für 

die Durchführung von Begutachtungen möglichst nach einheitlichen Grundsätzen 

(Gemeinsame Empfehlung „Begutachtung“) ist am 1. Juli 2004 in Kraft getreten. 

 

Während ein Teil der Rehabilitationsträger über Erfahrungen berichtet, nach denen 

die Gemeinsame Empfehlung „Begutachtung“ in der Praxis zu keinen bzw. nur zu 

geringen Veränderungen geführt habe, ist ein anderer Teil der Rehabilitationsträger 

– hier insbesondere die Träger der Kranken- und Rentenversicherung sowie die 

Bundesagentur für Arbeit – der Meinung, dass durch die Gemeinsame Empfehlung 

teilweise bzw. überwiegend positive Effekte erreicht wurden und z.B. Mehrfachbe-

gutachtungen vermieden werden konnten. 

 

 

4.1 Hat die Gemeinsame Empfehlung nach Ihrer Kenntnis in der Praxis  

Bedeutung erlangt? 

 

Die Spitzenverbände der Krankenkassen bejahen überwiegend die Bedeutung 

der Gemeinsamen Empfehlung in der Praxis. 

 

Der AOK-Bundesverband teilt mit, dass für die meisten seiner Kassen die Ge-

meinsame Empfehlung zu Veränderungen in der Praxis geführt habe. Besonders 

hilfreich sei die vorgesehene Einbeziehung von Kontextfaktoren entsprechend der 

ICF. 

 

Der BKK Bundesverband, der IKK-Bundesverband, der VdAK/AEV und die 

Spitzenverbände der landwirtschaftlichen Sozialversicherung informieren dar-

über, dass nach ihrer Kenntnis eine Bedeutung in der Praxis bzw. Praxisrelevanz 

bestätigt werden könne. 
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Die See-Krankenkasse und die Abteilung Krankenversicherung der Deutschen 

Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See verneinen die Frage. 

 

Im Bereich der Deutschen Rentenversicherung hat die Gemeinsame Empfehlung 

zum Teil Bedeutung erlangt. Schwierigkeiten ergäben sich nach wie vor dadurch, 

dass der Begutachtungszweck bei den Rehabilitationsträgern variiere. Es sei aber 

festzustellen, dass sich die Rehabilitationsträger überwiegend an der Gemeinsa-

men Empfehlung orientieren und die ICF Eingang in die Begutachtung gefunden 

habe. Einige Rentenversicherungsträger hätten angemerkt, dass die in der Ge-

meinsamen Empfehlung festgelegten Grundsätze bereits vor deren Inkrafttreten 

beachtet worden seien. 

 

Nach Einschätzung der Bundesagentur für Arbeit hat die Gemeinsame Empfeh-

lung Bedeutung erlangt. Teilweise seien Gutachten bei Weiterleitungen nicht beige-

fügt gewesen. Die gegenseitige Verwertbarkeit der Gutachten habe sich aber deut-

lich verbessert.  

 

Die Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung (DGUV) stellt fest, dass die Ge-

meinsame Empfehlung in der Praxis ganz überwiegend keine bzw. nur zu einem 

geringen Teil Bedeutung erlangt habe. So bedürfe es für die Einleitung einer Reha-

bilitation im Rahmen des berufsgenossenschaftlichen Heilverfahrens keiner sozial-

medizinischen Begutachtung bzw. nur in seltenen und dann komplexen Fällen. Im 

Bereich der Unfallversicherung werde im Verlauf der medizinischen Rehabilitation 

durch spezielle Assessmentverfahren geprüft, ob Leistungen zur Teilhabe zu 

erbringen seien. 

 

Der Deutsche Städtetag und der Deutsche Landkreistag berichten, dass der 

praktische Nutzen der Gemeinsamen Empfehlung gering sei und bisher weder eine 

Mitgliedsstadt noch ein Landkreis einer Gemeinsamen Empfehlung beigetreten sei-

en.  

 

Die Bundesarbeitsgemeinschaft der überörtlichen Träger der Sozialhilfe ver-

neint die Bedeutung der Gemeinsamen Empfehlung in der Praxis. 
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Die Bundesarbeitsgemeinschaft der Landesjugendämter teilt mit, dass die Ge-

meinsamen Empfehlungen, somit auch die Gemeinsame Empfehlung Begutach-

tung, bisher auf Ebene der Landesjugendämter kaum bekannt seien. 

 

Das Votum der Bundesländer als Träger der Kriegsopferversorgung und  

-fürsorge ist sehr uneinheitlich; die Mehrzahl der Länder verneint die Bedeutung, 

einige Länder hingegen bejahen die Bedeutung der Gemeinsamen Empfehlung in 

der Praxis zumindest zum Teil.  

 

Die Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsämter und Hauptfürsorgestel-

len informiert über Rückmeldungen, die eine Bedeutung der Gemeinsamen Emp-

fehlung zu 20% bejahen, zu 50 % verneinen und zu 30 % zum Teil bestätigen. 

 

 

4.2 Hat die Gemeinsame Empfehlung zur Verbesserung im Verfahren der  

Zusammenarbeit geführt? 

 

Die Spitzenverbände der Krankenkassen sind überwiegend der Meinung, dass 

die Gemeinsame Empfehlung zur Verbesserung im Verfahren der Zusammenarbeit 

geführt habe. 

 

Der AOK-Bundesverband beschreibt eine Homogenisierung der Begutachtung vor 

allem in der Zusammenarbeit mit den Rentenversicherungsträgern und hier insbe-

sondere bei Fällen mit längerer Arbeitsunfähigkeit (§ 51 SGB V). Allerdings gelinge 

die gegenseitige Anerkennung von Gutachten noch nicht durchgehend. So würden 

bei einzelnen Rentenversicherungsträgern die Gutachten nicht anerkannt und 

Nachbegutachtungen durchgeführt. Durch die Berücksichtigung des Lebenshinter-

grundes würde auch ein eventueller Bedarf für Leistungen aus anderen Trägerbe-

reichen eher erkannt. 

 

Aus Sicht des BKK Bundesverbandes hat sich die Gemeinsame Empfehlung be-

währt und zu einer grundsätzlich höheren Akzeptanz der Gutachten anderer Träger 

geführt. 
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Für den VdAK/AEV gilt dies zum Teil. Die See-Krankenkasse und die Deutsche 

Rentenversicherung Knappschaft- Bahn-See – Abteilung Krankenversiche-

rung verneinen eine Verbesserung. 

 

Im Bereich der Deutschen Rentenversicherung  hat die Gemeinsame Empfeh-

lung zum Teil zu Verbesserungen im Verfahren der Zusammenarbeit geführt. Ein 

Teil der Rentenversicherungsträger beschreibe die regionale Zusammenarbeit als 

gut. Insbesondere habe sich die Zusammenarbeit mit den Arbeitsagenturen weiter 

verbessert. 

 

Die Bundesagentur für Arbeit sieht durch die Gemeinsame Empfehlung eine Ver-

besserung im Verfahren der Zusammenarbeit und stellt eine verstärkte Berücksich-

tigung des ganzheitlichen Ansatzes in der Begutachtung fest. 

 

Die Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung (DGUV) sieht keine bzw. nur zu 

einem geringen Teil eine Verbesserung im Verfahren der Zusammenarbeit. Wegen 

der ausschließlichen Zuständigkeit der Unfallversicherung fehle es hier zum Teil an 

Erfahrungswerten. 

 

Laut der Bundesarbeitsgemeinschaft der überörtlichen Träger der Sozialhilfe 

hat die Gemeinsame Empfehlung nicht zu einer Verbesserung im Verfahren ge-

führt. 

 

Ein großer Teil der  Bundesländer  als Träger der Kriegsopferversorgung  und  

-fürsorge beantwortet die Frage ebenfalls mit „Nein“. Einzelne Bundesländer be-

antworten die Frage nach einer Verbesserung im Verfahren der Zusammenarbeit 

mit „zum Teil“. 

 

Die Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsämter und Hauptfürsorgestel-

len informiert über sehr unterschiedliche Rückmeldungen. Zu 20 % könne von einer 

Verbesserung im Verfahren der Zusammenarbeit berichtet werden, zu 30 % gelte 

dies zum Teil und zu 70 % nicht. Der Informationsfluss sei teilweise recht zäh. 
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4.3 Hat es Probleme bei der Umsetzung/Anwendung der Gemeinsamen  

Empfehlung gegeben? 

 

Nach Aussage der Mehrzahl der Spitzenverbände der Krankenkassen sowie der 

Deutschen Rentenversicherung, der Bundesagentur für Arbeit, der Deutschen 

Gesetzlichen Unfallversicherung, der Bundesarbeitsgemeinschaft der Integra-

tionsämter und Hauptfürsorgestellen, der Bundesarbeitsgemeinschaft der ü-

berörtlichen Träger der Sozialhilfe und der Bundesländer als Träger der 

Kriegsopferversorgung und -fürsorge bestehen bei der Umsetzung/Anwendung 

der Gemeinsamen Empfehlung keine Probleme.  

 

Der AOK-Bundesverband sieht Probleme in der trägerbezogener Sichtweise der 

Gutachter. Die Komplexität des trägerspezifischen Teilhaberechts führe dazu, dass 

Gutachter unterschiedliche Schwerpunkte setzen oder auch nicht sämtliche sozial-

medizinischen Aspekte beurteilen würden. 

 

Der BKK Bundesverband bemängelt, dass der „KV-Begutachtungsbedarf“ bei den 

Gutachten anderer Träger noch zu wenig berücksichtigt werde. 

 

Im Bereich der Deutschen Rentenversicherung berichten regionale Träger ver-

einzelt, dass andere Rehabilitationsträger sich nicht immer an der Gemeinsamen 

Empfehlung orientieren würden.  

 

 

4.4 Besteht aus Ihrer Sicht Bedarf für eine Anpassung/Verbesserung der  

Gemeinsamen Empfehlung oder auch gesetzlicher Änderungsbedarf? 

 

Aus Sicht der Spitzenverbände der Krankenkassen besteht kein Anpassungs-/ 

Verbesserungsbedarf. 

 

Der AOK-Bundesverband schlägt vor, in der Gemeinsamen Empfehlung grund-

sätzliche Aussagen zur „Gefährdung/Minderung der Erwerbsunfähigkeit“ zu treffen, 

die als Grundlage für die jeweiligen Begutachtungs-Richtlinien/Grundsätze der 

Kranken- und Rentenversicherung dienen könnten. 
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Der IKK-Bundesverband schlägt die Einführung standardisierter Vordrucke bzw. 

Vorgaben zum Gutachtenaufbau vor, um die gegenseitige Anerkennung von Gut-

achten zu verbessern. 

  

Von Seiten der Deutschen Rentenversicherung wird die Erarbeitung eines trä-

gerübergreifenden sozialmedizinischen Glossars für notwendig gehalten. 

 

Die Bundesagentur für Arbeit regt an, ggf. eine verbindliche, einheitliche und ge-

setzeskonforme Regelung zur Weiterleitung von Gutachten im Rahmen der An-

tragsweiterleitung zur Prozessoptimierung (Verkürzung von Reha-Verfahren) und 

für Transparenz durch einheitliche Verfahrensstandards zu schaffen. 

 

Die Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung, die Bundesarbeitsgemeinschaft 

der Integrationsämter und Hauptfürsorgestellen und die Bundesländer als 

Träger der Kriegsopferversorgung und -fürsorge sehen keinen Anpassungsbe-

darf. 

 

Laut Bundesarbeitsgemeinschaft der überörtlichen Träger der Sozialhilfe kann 

die Frage nicht beantwortet werden, da keine praktischen Erfahrungen vorlägen. 

 

 

4.5 Können durch eine umfassende trägerübergreifende Bedarfsermittlung unnö-

tige Mehrfachbegutachtungen vermieden werden? 

 

Die Spitzenverbände der Krankenkassen sind zum großen Teil der Meinung, 

dass Mehrfachbegutachtungen vermieden werden konnten. Lediglich der 

VdAK/AEV verneint dies. 

 

Der AOK-Bundesverband stellt fest, dass körperliche Untersuchungen reduziert 

werden konnten. Doppelbegutachtungen würden durch unterschiedliche Vordrucke 

und Begutachtungsvorgaben immer noch durchgeführt, insbesondere dann, wenn 

nur Stellungnahmen nach Aktenlage vorliegen würden. 
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Für den IKK-Bundesverband konnten Mehrfachbegutachtungen nicht in jedem Fall 

vermieden werden. 

 

Im Bereich der Deutschen Rentenversicherung konnten bei der Mehrzahl der 

Rentenversicherungsträger unnötige Mehrfachbegutachtungen vermieden werden. 

Bei der DRV würden Gutachten anderer Träger stets mit in die Begutachtung ein-

bezogen. In wenigen Fällen, insbesondere bei schwieriger sozialmedizinischer Fra-

gestellung müssten zusätzliche Gutachten eingeholt werden.  

 

Die Bundesagentur für Arbeit bestätigt die Vermeidung unnötiger Mehrfachbegut-

achtungen. Lediglich bei SGB XII-Fällen wirke erschwerend, dass aus Daten-

schutzgründen nur der Teil B des Gutachtens – allgemeines Gutachten ohne medi-

zinische Details – weitergegeben werden dürfe. Medizinische Daten seien dagegen 

nur im Teil A enthalten. 

 

Die Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung teilt mit, dass Mehrfachbegutach-

tungen nicht bzw. nur zu einem Teil vermieden werden konnten, insgesamt aber 

wegen der umfassenden und häufig alleinigen Zuständigkeit der Unfallversicherung 

nur wenige Erfahrungen vorlägen. Die Ansätze zur umfassenden trägerübergreifen-

den Bedarfsermittlung nach möglichst einheitlichen Grundsätzen würden sich, nach 

Auffassung einiger Berufsgenossenschaften, aus den Entlassungsberichten und der 

Durchführung der Evaluation der funktionellen Leistungsfähigkeit (EFL) ergeben. 

Hier käme es aber - auch wenn Aussagen zur vollen oder teilweisen Erwerbsminde-

rung getroffen würden - zu weiteren Begutachtungen und mitunter anders lautenden 

Einschätzungen durch den zuständigen Rentenversicherungsträger. 

Weiterhin wird von den gesetzlichen Unfallversicherungsträgern angemerkt, dass 

durch die in der Gemeinsamen Empfehlung geforderten Erhebungen eine unnötige 

„Aufblähung“ von Gutachten entstehe. Der geforderte Austausch mit anderen Re-

habilitationsträgern erfolge auch unabhängig von der Gemeinsamen Empfehlung; 

diese sei im Übrigen zu abstrakt, verwissenschaftlicht und praxisfern. 

 

Die  Antworten  der  Bundesländer als Träger der Kriegsopferversorgung  und  

-fürsorge liefern ein uneinheitliches Bild. Während aus einem Teil der vorliegenden 

Rückmeldungen erkennbar wird, dass unnötige Mehrfachbegutachtungen durch die 
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Gemeinsame Empfehlung vermieden werden konnten, verneinen andere in ihren 

Rückmeldungen diesen Zusammenhang bzw. teilen mit, dass die Gemeinsame 

Empfehlung noch nicht angewendet werde. Einige Aussagen verweisen darauf, 

dass die trägerübergreifende Verwertung vorliegender Gutachten bereits vor der 

Gemeinsamen Empfehlung durchgeführt wurde. 

 

Die Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsämter und Hauptfürsorgestel-

len berichtet von Rückmeldungen, wonach 60% die Frage bejaht und 40% diese 

verneint hätten. 
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5. Erfahrungen mit der Gemeinsamen Empfehlung zur „Verbesserung der ge-

genseitigen Information und Kooperation aller beteiligten Akteure“ nach  

§ 13 Abs. 2 Nr. 8 und 9 SGB IX 

 

Die Gemeinsame Empfehlung zur „Verbesserung der gegenseitigen Information und 

Kooperation“ ist am 1. März 2004 in Kraft getreten.  

 

Bei Durchsicht der Erfahrungsberichte aus den einzelnen Trägerbereichen fällt auf, 

dass die Gemeinsame Empfehlung, insbesondere im Hinblick auf das Betriebliche 

Eingliederungsmanagement Bedeutung erlangt hat. Von den Spitzenverbänden der 

landwirtschaftlichen Sozialversicherung wird allgemein festgestellt, dass sich auf-

grund der besonderen Betriebs- und Versichertenstrukturen zu dieser Gemeinsa-

men Empfehlung nur wenige Berührungspunkte ergäben.  

 

 

5.1 Hat die Gemeinsame Empfehlung nach ihrer Kenntnis in der Praxis  

Bedeutung erlangt? 

 

Die Spitzenverbände der Krankenkassen sprechen der Gemeinsamen Empfeh-

lung „Verbesserung der gegenseitigen Information und Kooperation“ teilweise Be-

deutung zu. 

 

Der AOK-Bundesverband berichtet, dass Verfahren im Sinne der Gemeinsamen 

Empfehlung, insbesondere mit den RV-Trägern, schon vor der Gemeinsamen Emp-

fehlung praktiziert worden seien. 

 

Der IKK-Bundesverband sieht keine ausreichende Praxisrelevanz der Gemeinsa-

men Empfehlung und weist darauf hin, dass die Innungskrankenkassen bereits vor 

Inkrafttreten der Gemeinsamen Empfehlung ihrer Informations- und Beratungsver-

pflichtung ausreichend nachgekommen seien. Das Thema „Betriebliches Eingliede-

rungsmanagement“ sei gerade für die Arbeitgeber in Klein- und Mittelbetrieben ad-

ressatengerecht aufbereitet worden. 
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Die See-Krankenkasse und die Abteilung Krankenversicherung der Deutschen 

Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See verneinen eine Bedeutung in der 

Praxis. 

 

Die Spitzenverbände der landwirtschaftlichen Sozialversicherung berichten, 

dass die Gemeinsame Empfehlung „Verbesserung der gegenseitigen Information 

und Kooperation“ nur zum Teil Bedeutung erlangt hat, was auf die Organisations-

struktur der landwirtschaftlichen Sozialversicherung zurückzuführen sei.  

 

Im Bereich der Deutschen Rentenversicherung hat die Gemeinsame Empfehlung 

teilweise Bedeutung erlangt. Bereits vor Inkrafttreten der Gemeinsamen Empfeh-

lung „Verbesserung der gegenseitigen Information und Kooperation“ habe es um-

fangreiche Informationsmaterialien/Broschüren gegeben, die über verschiedene In-

stitutionen verteilt und auch ins Internet eingestellt worden seien. Von einigen Trä-

gern werde berichtet, dass regelmäßige Netzwerktreffen stattfinden bzw. neue regi-

onale Netze trägerübergreifender Zusammenarbeit entstehen würden.  

 

Die Bundesagentur für Arbeit berichtet von einer partiellen Bedeutung der Ge-

meinsamen Empfehlung „Verbesserung der gegenseitigen Information und Koope-

ration“. 

 

Für die Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung hat die Gemeinsame Empfeh-

lung „Verbesserung der gegenseitigen Information und Kooperation“ nur geringe 

Bedeutung, da die ihr zu Grunde liegenden Prinzipien bereits bei Durchführung des 

Reha-Managements bzw. beim Betrieblichen Eingliederungsmanagement beachtet 

würden. Durch die Verfahren und Meldepflichten in der gesetzlichen Unfallversiche-

rung sowie in der Praxis der Berufshelfer werde den Grundsätzen der Gemeinsa-

men Empfehlung auch bislang schon Rechnung getragen.  

 

Der Deutsche Städtetag und der Deutsche Landkreistag berichten, dass der 

praktische Nutzen der Gemeinsamen Empfehlung gering sei und bisher weder eine 

Mitgliedsstadt noch ein Landkreis einer Gemeinsamen Empfehlung beigetreten sei. 
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Für die Bundesarbeitsgemeinschaft der überörtlichen Träger der Sozialhilfe 

hat die Gemeinsame Empfehlung keine Bedeutung. 

 

Gleiches gilt für die Bundesarbeitsgemeinschaft der Landesjugendämter. 

 

Aus den Rückmeldungen der Bundesländer als Träger der Kriegsopferversor-

gung und -fürsorge geht hervor, dass die Gemeinsame Empfehlung für diese kei-

ne Bedeutung hat. In Sachsen-Anhalt wird eine Bedeutung zum Teil gesehen, aller-

dings auch festgestellt, dass die Zuständigkeit der Versorgungsverwaltung gegen-

über der Krankenkasse nachrangig sei.  

 

Wie aus einer Zusammenstellung der Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrati-

onsämter und Hauptfürsorgestellen hervorgeht, hat die Gemeinsame Empfeh-

lung für die meisten Integrationsämter und Hauptfürsorgestellen keine Bedeutung.  

 

 

5.2 Hat die Gemeinsame Empfehlung zur Verbesserung im Verfahren der  

Zusammenarbeit geführt? 

 

Die Spitzenverbände der Krankenkassen sind überwiegend der Meinung, dass 

die Gemeinsame Empfehlung „Verbesserung der gegenseitigen Information und 

Kooperation“ zum Teil zu einer Verbesserung der Zusammenarbeit mit anderen Re-

habilitationsträgern geführt hat. 

 

Die gleiche Aussage treffen die Spitzenverbände der landwirtschaftlichen Sozi-

alversicherung und die Bundesagentur für Arbeit an. 

 

Aus dem Bereich der Deutschen Rentenversicherung wird der Gemeinsamen 

Empfehlung „Verbesserung der gegenseitigen Information und Kooperation“ eben-

falls partielle Bedeutung zugemessen. Es wird jedoch darauf hingewiesen, dass be-

reits vor Inkrafttreten der Gemeinsamen Empfehlung eine gute Zusammenarbeit 

zwischen den am Reha-Prozess Beteiligten bestanden habe. Hier habe die Ge-

meinsame Empfehlung die bestehenden Kooperationen kaum beeinflusst. Die Ge-

meinsame Empfehlung bilde jedoch die Grundlage für mehrere Modellprojekte, in 
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denen eine enge Kooperation mit Krankenkassen und großen Wirtschaftsunterneh-

men (insbesondere der Automobilindustrie) sowie Kostenträgern und deren Reha-

Kliniken aufgebaut worden sei. Die Aktivitäten zur verbesserten Information und Ko-

operation sollen jetzt zunehmend auf Klein- und Mittelbetriebe ausgedehnt werden. 

In einem Projekt werde ein Konsiliardienst für niedergelassene Ärzte und Werks- 

und Betriebsärzte angeboten.  

 

Die Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung teilt mit, dass Verbesserungen in 

der Zusammenarbeit mit den Betriebsärzten teilweise erreicht werden konnten. Die 

Kooperation mit den Ärzten sei ansonsten konkreter und detaillierter im Ärztevertrag 

zwischen gesetzlicher Unfallversicherung und der kassenärztlichen Bundesvereini-

gung oder in verschiedenen Modellprojekten der Berufsgenossenschaften geregelt. 

Allerdings erfolge, als Auswirkung der Gemeinsamen Empfehlung „Verbesserung 

der gegenseitigen Information und Kooperation“ die Weitergabe von Informationen, 

wenn auch nicht von allen Beteiligten, zeitnäher. 

 

Die Bundesarbeitsgemeinschaft der überörtlichen Träger der Sozialhilfe, die 

Bundesarbeitsgemeinschaft der Landesjugendämter, die Mehrheit der Länder 

als Träger der Kriegsopferversorgung und -fürsorge sowie die überwiegende 

Anzahl der Integrationsämter sieht keine Verbesserung in der Zusammenarbeit. 

Das Integrationsamt Sachsen berichtet von einer Verbesserung der Zusammenar-

beit insbesondere mit den Rentenversicherungsträgern. Eine effektivere Bearbei-

tung von Rehabilitationsleistungen sei möglich, und teilweise würden auch gemein-

same Betriebsbesuche mit Rehabilitationsträgern durchgeführt. Das Landesversor-

gungsamt Sachsen-Anhalt sieht teilweise eine Verbesserung der Zusammenarbeit 

als gegeben. 

 

 

5.3 Hat es Probleme bei der Umsetzung/Anwendung der Gemeinsamen  

Empfehlung gegeben? 

 

Probleme bei der Umsetzung/Anwendung der Gemeinsamen Empfehlung „Verbes-

serung der gegenseitigen Information und Kooperation“ werden nur von zwei Reha-

bilitationsträgern bzw. deren Spitzenverbänden geäußert.  
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Der AOK-Bundesverband teilt mit, dass immer noch Informationsdefizite über Er-

gebnisse von medizinischen Beurteilungen anderer Träger bestünden. Der BKK 

Bundesverband berichtet, dass es teilweise schwierig sei, den konkreten An-

sprechpartner bei anderen Rehabilitationsträgern zu ermitteln.  

 

Die Bundesagentur für Arbeit sieht teilweise Probleme bei der Umset-

zung/Anwendung der Gemeinsamen Empfehlung „Verbesserung der gegenseitigen 

Information und Kooperation“. 

 

 

5.4 Besteht aus Ihrer Sicht Bedarf für eine Anpassung/Verbesserung der 

 Gemeinsamen Empfehlung oder auch gesetzlicher Änderungsbedarf? 

 

Die meisten Rehabilitationsträger halten weder einen Anpassungs-/Verbes-

serungsbedarf der Gemeinsamen Empfehlung „Verbesserung der gegenseitigen In-

formation und Kooperation“ noch einen gesetzlichen Änderungsbedarf für gegeben.  

 

Nur die Bundesagentur für Arbeit äußert, dass zum Teil Bedarf für eine Anpas-

sung/Verbesserung oder eine gesetzliche Änderung bestehe. 

 

 

5.5 Wurden entsprechende Verfahren nach § 2 Abs. 1 und 2 der Gemeinsamen 

Empfehlung entwickelt und in den gemeinsamen Servicestellen  

etabliert? Wurden zielgruppenspezifische Informationsmaterialien nach  

§ 5 Abs. 2 entwickelt und über welche regionalen Strukturen wurden  

diese weitergegeben? 

 

Die Spitzenverbände der Krankenkassen berichten, dass keine Verfahren nach  

§ 2 Abs. 1 und 2 der Gemeinsamen Empfehlung entwickelt und etabliert worden 

seien. Auch zielgruppenspezifische Informationsmaterialien nach § 5 Abs. 2 der 

Gemeinsamen Empfehlung seien nicht entwickelt worden. Der VdAK/AEV begrün-

det dies damit, dass die Rehabilitationsrichtlinien nach § 92 Abs. 1 Satz 2 Nr. 8 SGB 

V bereits zahlreiche Aspekte des § 2 Abs. 1 der Gemeinsamen Empfehlung abde-

cken würden und daher von den Ersatzkassen keine weitergehenden formalisierten 
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Verfahren entwickelt worden seien. Die Hinweise in der Gemeinsamen Empfehlung 

seien in der Praxis aufgegriffen worden. In Sachsen-Anhalt sei ein Modellprojekt 

durchgeführt worden, bei dem die Aspekte des § 2 Nr. 1 der Gemeinsamen Emp-

fehlung untersucht worden seien. Hierzu liege der Abschlussbericht jedoch noch 

nicht vor. 

 

Der BKK Bundesverband teilt mit, dass die Betriebskrankenkassen Verfahren im 

Sinne der Gemeinsamen Empfehlung insbesondere beim Betrieblichen Eingliede-

rungsmanagement angewandt hätten. Informationsmaterialien seien durch die örtli-

che Presse, Aushänge in den Betrieben, Kooperationspartner, Intranet und Selbst-

hilfegruppen verbreitet worden. 

 

Von Seiten der Deutschen Rentenversicherung wird angegeben, dass die aus der 

Fragestellung resultierenden Forderungen zum Teil umgesetzt worden seien. Ne-

ben den bestehenden Arbeitsgruppen der Servicestellen, an denen auch Selbsthil-

fegruppen und Behindertenverbände beteiligt sind, seien Pilotprojekte mit Kranken-

kassen und Betrieben zur Verbesserung der Zusammenarbeit in den Regionen ent-

wickelt worden. Neue Modellprojekte würden auf eine Verbesserung und den Aus-

bau der Arbeit der Servicestellen im Bereich des Betrieblichen Eingliederungsma-

nagements oder Beratungen der Arbeitgeber zu Fragen des alters- und alternsge-

rechten Arbeitens abstellen. Im Übrigen wird angeführt, dass es schon vor der Ge-

meinsamen Empfehlung gute Kooperationen mit Arbeitgebern und Betriebs- und 

Werksärzten sowie niedergelassenen Ärzten gegeben habe (z.B. Rehafachbera-

tungsdienst mit Sprechtagen in den Reha-Kliniken, Berufsförderungswerken sowie 

bei Arbeitgebern; Entlassungsberichtsverfahren mit Durchschriften an die Kranken-

kassen und Werks- bzw. Hausärzte). Im Rahmen der Begutachtung, der Stufenwei-

sen Wiedereingliederung und des Betrieblichen Eingliederungsmanagements be-

stünde ebenfalls eine gute Zusammenarbeit. Darüber hinaus seien über Fortbil-

dungsveranstaltungen im Rahmen der Kassenärztlichen Vereinigung die gegensei-

tige Information und Zusammenarbeit verbessert worden. Auch mit den Kranken-

hausärzten bestehe im Rahmen des AHB-Verfahrens eine enge Kooperation. Flyer 

und Broschüren würden über Krankenkassen, Reha-Einrichtungen und Servicestel-

len weitergegeben, im Internet eingestellt und an Betriebe, Schwerbehindertenver-

tretungen und Selbsthilfegruppen verteilt. Informationen erfolgten auch über Konfe-
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renzen, an Info-Ständen auf Messen, in den Auskunfts- und Beratungsstellen sowie 

über die Ärztekammern. Ebenso fände ein direkter Informationsaustausch im Rah-

men der Kooperationsvereinbarung mit Großbetrieben und im Rahmen der Modell-

projekte statt. In einem Modellprojekt seien auch zielgruppenspezifische Informatio-

nen für Leistungsberechtigte, Ärzte und Arbeitgeber entwickelt worden und über o-

ben genannte Strukturen verteilt worden.  

 

Die Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung hat keine gesonderten Informati-

onsmaterialien entwickelt, da die Einbindung aller Beteiligten bereits im Rahmen 

des Betrieblichen Eingliederungsmanagements weitgehend gewährleistet sei. In-

formationen würden vor allem über Berufshelfer und Reha-Manager weitergegeben. 

Teilweise bestünden örtliche Kooperationsprojekte mit Krankenkassen und Innun-

gen.  
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6. Erfahrungen mit der Gemeinsamen Empfehlung zur „Frühzeitigen Bedarfser-

kennung“ nach § 13 Abs. 2 Nr. 2 SGB IX 

 

Die Gemeinsame Empfehlung „Frühzeitige Bedarfserkennung“ nach § 13 Abs. 2 Nr. 

2 SGB IX ist am 1. April 2005 in Kraft getreten. Ihre Bedeutung wird, auch innerhalb 

der Trägergruppen, sehr unterschiedlich eingeschätzt.  

 

 

6.1 Hat die Gemeinsame Empfehlung nach Ihrer Kenntnis in der Praxis  

Bedeutung erlangt? 

 

Die Bedeutung der Gemeinsamen Empfehlung „Frühzeitige Bedarfserkennung“ für 

die Praxis wird von den Spitzenverbänden der Krankenkassen sehr unterschied-

lich bewertet. 

 

Aus Sicht des AOK-Bundesverbandes hat die Gemeinsame Empfehlung „Frühzei-

tige Bedarfserkennung“ insbesondere im Fallmanagement bei Arbeitsunfähigkeit 

praktische Bedeutung. Einige seiner Kassen hätten auch Verfahrensabsprachen mit 

RV-Trägern getroffen, nach denen Mitteilungen erfolgen, wenn Arbeitnehmer Vorer-

krankungen aufweisen, durch die möglicherweise die Erwerbsfähigkeit beeinträch-

tigt wird. Durch die Qualifizierungsoffensive für Ärzte aufgrund der Rehabilitations-

richtlinien erwartet der AOK-Bundesverband unter anderem eine frühzeitigere Be-

darfserkennung im niedergelassenen Bereich. Seine Kassen würden sich an ent-

sprechenden Fortbildungsveranstaltungen für Ärzte beteiligen. Damit Werks- und 

Betriebsärzte den Teilhabebedarf frühzeitig erkennen und melden, würden Betriebe 

informiert sowie im Rahmen betrieblicher Gesundheitsförderung und des Betriebli-

chen Eingliederungsmanagements unterstützt. 

 

Der BKK Bundesverband berichtet, dass die Inhalte der Gemeinsamen Empfeh-

lung häufig in das interne Krankengeld- und Fallmanagement eingeflossen seien. 

 

Der IKK-Bundesverband sieht wenig Praxisrelevanz, da bereits vor Verabschie-

dung der Gemeinsamen Empfehlung im Rahmen seiner Case-/Fallmanagement-
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Aktivitäten Maßnahmen zur frühzeitigen Erkennung eines möglichen Rehabilitati-

onsbedarfs eingeleitet worden seien. 

 

Die Abteilung Krankenversicherung der Deutschen Rentenversicherung 

Knappschaft-Bahn-See und die See-Krankenkasse sehen keine Bedeutung für 

die Praxis. 

 

Der VdAK/AEV bejaht die Frage nach der Bedeutung der Gemeinsamen Empfeh-

lung für die Praxis. 

 

Die Spitzenverbände der landwirtschaftlichen Sozialversicherung und die 

Deutsche Rentenversicherung sehen eine Bedeutung als teilweise gegeben an. 

Letztere teilt mit, dass durch die Gemeinsame Empfehlung „Frühzeitige Bedarfser-

kennung“ entsprechende Verfahrensabsprachen mit den Krankenkassen getroffen 

oder Modellprojekte eingerichtet worden seien. Es wird aber auch darauf hingewie-

sen, dass das Betriebliche Eingliederungsmanagement besser für die frühzeitigere 

Bedarfserkennung geeignet sei. 

 

Die Bundesagentur für Arbeit sieht eine Bedeutung als teilweise gegeben an. Im 

Rahmen der langjährigen Zusammenarbeit mit den Schulen, sozialpädiatrischen 

Zentren sei von einer frühzeitigen Bedarfserkennung bei chronischen Erkrankungen 

auszugehen. Es könne jedoch nicht bestätigt werden, dass dies auf die Gemeinsa-

me Empfehlung zurückzuführen sei.  

 

Die Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung misst der Gemeinsamen Empfeh-

lung „Frühzeitige Bedarfserkennung“ überwiegend keine Bedeutung für die Praxis 

zu. Sie begründet dies damit, dass aufgrund des Durchgangsarzt-Verfahrens und 

durch die Berufshelfer bzw. Reha-Manager eine frühzeitige Bedarfserkennung ge-

währleistet sei. Bei Berufskrankheiten seien die Instrumente der Arbeitsmedizin und 

Prävention als ausreichend anzusehen. Begrüßt werde in diesem Zusammenhang 

der Appellcharakter, zeitnah trägerübergreifenden Bedarf zu erkennen und auf eine 

Antragstellung hinzuwirken. 

 



 53 

Der Deutsche Städtetag berichtet, dass keine Erfahrungen mit der Gemeinsamen 

Empfehlung vorliegen. Der Deutsche Landkreistag sieht den praktischen Nutzen 

der Gemeinsamen Empfehlung als gering an. Beide verweisen darauf, dass sie der 

Gemeinsamen Empfehlung nicht beigetreten sind. 

 

Die Bundesarbeitsgemeinschaft der überörtlichen Träger der Sozialhilfe sieht 

bisher für die Gemeinsame Empfehlung keine praktische Bedeutung, da sie sich 

nur an Institutionen und Stellen richte, die vor Ort in konkreten Kontakt mit den be-

troffenen Personen treten.  

 

Die Bundesarbeitsgemeinschaft der Landesjugendämter kann über keine Erfah-

rungen mit der Gemeinsamen Empfehlung „Frühzeitige Bedarfserkennung“ berich-

ten. 

 

Die Bundesländer als Träger der Kriegsopferversorgung und -fürsorge vernei-

nen größtenteils die Frage nach der Bedeutung der Gemeinsamen Empfehlung für 

die Praxis. Das Land Sachsen sieht die Bedeutung für die Praxis teilweise als ge-

geben. Es erfolge eine frühzeitige Information durch die Versorgungsverwaltung, 

wenn Reha-Bedarf erforderlich sein könnte. 

 

Von der Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsämter und Hauptfürsor-

gestellen wird rückgemeldet, dass die Gemeinsame Empfehlung bei der überwie-

genden Zahl der Integrationsämter keine oder nur zum Teil Bedeutung erlangt ha-

be. Die in der Gemeinsamen Empfehlung genannten Informationswege würden 

zum Teil „traditionell“ genutzt, zum Teil seien sie auch nur auf das Betätigungsfeld 

der Rehabilitationsträger abgestimmt.  

 

 

6.2 Hat die Gemeinsame Empfehlung zur Verbesserung im Verfahren der  

Zusammenarbeit geführt? 

 

Von den Spitzenverbänden der Krankenkassen wird überwiegend eine teilweise 

Verbesserung im Verfahren der Zusammenarbeit durch die Gemeinsame Empfeh-

lung „Frühzeitige Bedarfserkennung“ gesehen. 
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Der BKK Bundesverband bestätigt eine Verbesserung in der Zusammenarbeit. 

 

Der IKK-Bundesverband merkt an, dass von einigen Innungskrankenkassen die 

entsprechende Kooperationsbereitschaft anderer Rehabilitationsträger vermisst 

werde. 

 

Die Abteilung Krankenversicherung der Deutschen Rentenversicherung 

Knappschaft-Bahn-See und die See-Krankenversicherung verneinen die Frage; 

der Informationsfluss gestalte sich teilweise recht zäh. 

 

Aus dem Bereich der Deutschen Rentenversicherung wird diese Frage bejaht, da 

durch die Gemeinsame Empfehlung alle Beteiligten mehr sensibilisiert seien und 

z.B. von Betriebsärzten mehr Reha-Anträge veranlasst würden. Es fände z.B. im 

Rahmen des AU-Fallmanagements auch eine verstärkte Zusammenarbeit mit den 

Krankenkassen statt.  

 

Eine Verbesserung der Zusammenarbeit hat sich laut Bundesagentur für Arbeit 

nicht ergeben. 

 

Die Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung sieht insofern eine Verbesserung 

im Verfahren der Zusammenarbeit durch die Gemeinsame Empfehlung, als beste-

hende Initiativen und organisatorische Maßnahmen im Interesse einer beschleunig-

ten Leistungsfeststellung teilweise fortentwickelt worden sei, z.B. in Gestalt neuer 

Besuchsdienste in den Rehabilitationseinrichtungen. 

 

Die Bundesländer als Träger der Kriegsopferversorgung und -fürsorge vernei-

nen die Frage nach einer Verbesserung. 

 

Laut Mitteilung der Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsämter und 

Hauptfürsorgestellen verneint die Mehrheit der Integrationsämter eine Verbesse-

rung der Zusammenarbeit unter Hinweis auf einen teilweise zähen Informations-

fluss. 
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6.3 Hat es Probleme bei der Umsetzung/Anwendung der Gemeinsamen  

Empfehlung gegeben? 

 

Probleme bei der Umsetzung bzw. Anwendung der Gemeinsamen Empfehlung 

werden in den Rückmeldungen von allen Rehabilitationsträgern verneint.  

 

 

6.4 Besteht aus Ihrer Sicht Bedarf für eine Anpassung/Verbesserung der  

Gemeinsamen Empfehlung oder auch gesetzlicher Änderungsbedarf? 

 

Ein Bedarf für eine Anpassung/Verbesserung der Gemeinsamen Empfehlung wird 

von keinem der befragten Rehabilitationsträger gesehen. 

 

Die Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung hält sich jedoch eine stärkere Kon-

kretisierung, z.B. in Form spezieller Meldebögen, für wünschenswert. 

 

 

6.5 Wurden in Ihrem Bereich entsprechend § 1 Abs. 2 und § 4 Abs. 1 der Gemein-

samen Empfehlung „Frühzeitige Bedarfserkennung“ zielgruppenspezifische 

Informationsmaterialien entwickelt bzw. Informationsveranstaltungen durch-

geführt, welche die in der Gemeinsamen Empfehlung genannten Beteiligten 

befähigen, frühzeitig Anzeichen für einen möglichen Bedarf an Teilhabeleis-

tungen erkennen zu können? 

 

Vom VdAK/AEV, von der Abteilung Krankenversicherung der Deutschen Ren-

tenversicherung Knappschaft-Bahn-See sowie der See-Krankenkasse wird die 

Frage verneint. 

 

Der VdAK/AEV verweist auf bereits bestehende Informationsmaterialien sowie die 

Betreuung der Versicherten, die sicherstelle, dass ein Bedarf frühzeitig erkannt wer-

de. Inzwischen seien die Informationsbroschüren teilweise indikationsspezifisch wei-

terentwickelt und die Reha-BeraterInnen indikationsspezifisch geschult worden. 
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Der AOK-Bundesverband berichtet, dass in seinem Trägerbereich Informations-

veranstaltungen und Öffentlichkeitsarbeit für verschiedene Zielgruppen und zu be-

stimmten Krankheitsbildern u.a. in Betrieben oder bei Selbsthilfegruppen durchge-

führt worden seien. Darüber hinaus seien AOK-interne Schulungen/Medien zur Un-

terstützung der Mitarbeiter insbesondere beim AU-Fallmanagement bereitgestellt 

worden. 

 

Beim BKK Bundesverband sind nach dessen Aussage neben den thematischen 

Schwerpunkten „Genussmittelmissbrauch“ und „Bewegung“ vermehrt auch Informa-

tionen zu „Herz-Kreislauf-Erkrankungen“ durch Informationsmaterial für Versicherte, 

aber auch durch den MDK und geschulte Mitarbeiter gegeben worden. 

 

Die See-Krankenkasse merkt an, dass sich aufgrund ihrer Versichertenzahl sich In-

formationsveranstaltungen wirtschaftlich nicht vertretbar durchführen ließen. 

 

Die Spitzenverbände der landwirtschaftlichen Sozialversicherung teilen mit, 

dass regional Informationsveranstaltungen für besondere Zielgruppen der landwirt-

schaftlichen Sozialversicherung durchgeführt würden. 

 

Aus dem Bereich der Deutschen Rentenversicherung wird mitgeteilt, dass Infor-

mationsveranstaltungen mit Mitgliedern der Ärztekammern, Betriebsärzten und an-

deren durchgeführt wurden. Ferner seien Flyer (z.B. zum Thema Betriebliches Ein-

gliederungsmanagement) ausgegeben und Modellprojekte mit einzelnen Betrieben 

zur frühzeitigen Einleitung von Rehabilitationsleistungen durchgeführt worden. Da-

bei sei auch ein Kommunikationsnetzwerk zwischen Werksarzt-Reha-Klinik-

Kostenträger und Arbeitgeber geschaffen worden. Auch gäbe es Vereinbarungen 

mit Krankenkassen zur frühzeitigen Einleitung von Rehabilitationsverfahren. 

Die Träger der Deutschen Rentenversicherung, die keine zielgruppenspezifischen 

Informationsmaterialien entwickelt haben bzw. keine Informationsveranstaltungen 

durchgeführt haben, haben darauf hingewiesen, dass die Rentenversicherung be-

reits viele Informationsmaterialien erarbeitet habe und daher kaum Interesse ande-

rer Akteure an neuen Informationsmaterialien bestehe.  
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Die Bundesagentur für Arbeit berichtet, dass eine regelmäßige Teilnahme an In-

formationsveranstaltungen, z.B. bei Elterninitiativen, Selbsthilfegruppen oder in Kli-

niken erfolge. Regional seien keine Informationsmaterialien entwickelt worden.  

 

Nach Auskunft der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung stellen die Be-

rufsgenossenschaften Unternehmen und Betriebsräten Informationsmaterial, insbe-

sondere auch zur Notwendigkeit und zu den Möglichkeiten des Betrieblichen Ein-

gliederungsmanagements zur Verfügung und führen entsprechende Informations-

veranstaltungen durch. Ansonsten würden Zielgruppen über Flyer und das Internet 

informiert. Außerdem werden Reha-Manager und Sachbearbeiter zielgerichtet ge-

schult und die EDV-gestützte Heilverfahrenssteuerung weiterentwickelt. Es werde 

aber auch auf bereits vorhandenes Material zurückgegriffen, wie z.B. Faltblätter, 

Plakate zur Prävention für Versicherte, allgemeine Informationsschriften und Bro-

schüren für Arbeitgeber und Arbeitnehmer, Schüler etc. 

 

Die Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsämter und Hauptfürsorgestel-

len beantwortet die Frage nach Informationsmaterialien überwiegend mit „Nein“.  

 

Die Bundesländer als Träger der Kriegsopferversorgung und -fürsorge vernei-

nen die Frage durchweg. 
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7. Erfahrungen der Rehabilitationsträger mit der Gemeinsamen Empfehlung 

„Prävention“ nach §§ 12 Abs. 1 Nr. 5, 13 Abs. 2 Nr. 1 SGB IX („Prävention 

nach § 3 SGB IX“) 

 

Die Gemeinsame Empfehlung nach §§ 12 Abs. 1 Nr. 5, 13 Abs. 2 Nr. 1 SGB IX, 

dass Prävention entsprechend dem in § 3 SGB IX genannten Ziel erbracht wird 

(Gemeinsame Empfehlung „Prävention nach § 3 SGB IX“), ist am 1. April 2005 in 

Kraft getreten. 

 

Die Rückmeldungen insbesondere der Spitzenverbände der Krankenkassen, der 

Deutschen Rentenversicherung Bund sowie der Träger der Unfallversicherung ma-

chen deutlich, dass seitens der Rehabilitationsträger zunehmend Serviceangebote 

an Arbeitgeber und Arbeitnehmer erbracht werden, um über Möglichkeiten der Prä-

vention zu informieren und zur Umsetzung in den Betrieben anzuregen. 

 

 

7.1 Hat die Gemeinsame Empfehlung nach Ihrer Kenntnis in der Praxis  

Bedeutung erlangt? 

 

Der AOK-Bundesverband teilt mit, dass der Kenntnisstand über die Bedeutung der 

Gemeinsamen Empfehlung im AOK-Bereich sehr unterschiedlich ausfällt. Von ins-

gesamt 13 AOKn, die eine Rückmeldung gegeben haben, beantworten drei die 

Frage mit „Ja“, drei mit „Nein“ und sieben mit „zum Teil“. Ergänzend wird ange-

merkt, dass die Anwendung vor allem im Zusammenhang mit dem Betrieblichen 

Eingliederungsmanagement sowie im Rahmen betrieblicher Gesundheitsförderung 

erfolge. 

 

Vom VdAK/AEV wird – ohne nähere Erläuterung - mitgeteilt, dass die Gemeinsame 

Empfehlung nur zum Teil in der Praxis Bedeutung erlangt habe. Noch im letzten 

Jahr hingegen ist dem VdAK/AEV seitens seiner Mitglieder berichtet worden, dass 

das Interesse der Unternehmen an betrieblichem Wiedereingliederungsmanage-

ment stark gestiegen sei. Die Zusammenarbeit der Ersatzkassen mit den jeweiligen 

Betrieben werde als sehr gut und eng bezeichnet. Auch die Zusammenarbeit mit 

anderen Rehabilitationsträgern (hier wird vor allem die Unfallversicherung genannt) 
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werde positiv hervorgehoben. Die Empfehlung werde als sehr sinnvoll und hilfreich 

eingeschätzt. 

 

Für den BKK Bundesverband hat die Gemeinsame Empfehlung in der Praxis Be-

deutung erlangt. Sie fließt bei einigen Betriebskrankenkassen in die „Gefährdungs-

beurteilungen“ bei Maßnahmen zur stufenweisen Wiedereingliederung ein. 

 

Die Gemeinsame Empfehlung „Prävention“ besitzt nach Auffassung des IKK-

Bundesverbandes teilweise Praxisrelevanz. Hier müsse nach wie vor die Vernet-

zung zwischen den Bereichen Prävention und Rehabilitation verbessert werden. 

 

Die Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See, Abteilung Kran-

kenversicherung teilt mit, dass die Gemeinsame Empfehlung zum Teil Bedeutung 

erlangt habe.  Es habe eine Steigerung ihrer Aktivitäten im Bereich der Settings,  

aber auch bei betrieblicher Gesundheitsförderung und betrieblichem Gesundheits-

management (inkl. Eingliederungsmanagement) festgestellt werden können. 

 

Für die See-Krankenkasse hat die Gemeinsame Empfehlung in der Praxis keine 

Bedeutung erlangt.  

 

Auch für den Bereich der Deutschen Rentenversicherung  hat die Gemeinsame 

Empfehlung nur zum Teil Praxisbedeutung erlangt. Die Beantwortung dieser Frage 

ergibt noch kein einheitliches Bild. Für wenige Träger habe die Gemeinsame Emp-

fehlung schon Bedeutung erlangt, für andere dagegen noch überhaupt nicht. Die 

gesetzliche Rentenversicherung erbringe im Rahmen ihrer Rehabilitationsmaßnah-

men schon umfangreiche Leistungen zur Primär- und Sekundärprävention. Im Übri-

gen seien ihr jedoch enge Grenzen für Präventionsleistungen gesetzt. 

 

Für die Bundesagentur für Arbeit hat die Gemeinsame Empfehlung ebenfalls nur 

zum Teil Bedeutung in der Praxis. 

 

Die Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung berichtet, dass die Gemeinsame 

Empfehlung in der Praxis keine bzw. nur geringe Bedeutung erlangt habe. Sie weist 

darauf hin, dass Prävention und Gesundheitsschutz, insbesondere in den Betrieben 
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und Schulen, ohnehin zu den Kernaufgaben der gesetzlichen Unfallversicherung 

gehöre. Darüber hinaus sei die Kooperation mit den Krankenkassen im Rahmen der 

betrieblichen Gesundheitsförderung bereits vor Inkrafttreten der Vereinbarung weit-

gehend reibungslos verlaufen. Teilweise wird kritisiert, dass die Gemeinsame Emp-

fehlung zu theoretisch sei und sich nicht an den Bedürfnissen der Praxis orientiere.  

 

Die Bundesarbeitsgemeinschaft der überörtlichen Träger der Sozialhilfe ver-

weist auf ihren Bericht vom letzten Jahr. Danach richtet sich die Gemeinsame Emp-

fehlung nach ihrer Einschätzung in erster Linie an die Träger der medizinischen 

Rehabilitation, die verstärkt Maßnahmen der Prävention ergreifen müssten. Dies 

werde auch daran deutlich, dass der Bundesgesetzgeber hier offensichtlich mit der 

Reform des SGB V Verbesserungen geplant habe. Soweit sich diese Gemeinsame 

Empfehlung mit der Prävention im Erwerbsleben befasse, seien die überörtlichen 

Träger der Sozialhilfe nicht die zuständigen Rehabilitationsträger. Im Übrigen um-

fasse die Eingliederungshilfe gem. § 53 SGB XII seit jeher auch den Personenkreis 

der von einer wesentlichen Behinderung bedrohten Menschen. Gerade für Kinder, 

die von einer wesentlichen Behinderung bedroht sind, würden die Sozialhilfeträger 

bereits seit Jahren erhebliche Leistungen erbringen, die im erweiterten Sinne der 

Prävention zuzuordnen sind. Insofern habe die Gemeinsame Empfehlung auf die 

Arbeit der überörtlichen Träger der Sozialhilfe keine Auswirkungen und Bedeutung. 

 

Nach Auskunft des Bundesverbandes der Integrationsämter und Hauptfürsor-

gestellen hat für 30 % der Integrationsämter die Gemeinsame Empfehlung Praxis-

bedeutung, für 70 % jedoch nicht. Das Integrationsamt des Sächsischen Lan-

desamtes für Familie und Soziales ergänzt, dass § 84 Abs. 1 und 2 SGB IX eine 

wachsende Rolle spiele. In 2006 sei erstmals eine Prämierung von Arbeitgebern 

bezüglich der Einführung eines Betrieblichen Eingliederungsmanagements (BEM) 

erfolgt. 

 

Hinsichtlich der Gemeinsamen Empfehlung wird von Seiten der Bundesländer als 

Träger der Kriegsopferversorgung und –fürsorge als übereinstimmendes Er-

gebnis gemeldet, dass diese in der Praxis keine Bedeutung erlangt habe und daher 

bislang auch keine Erfahrungswerte vorlägen. 
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Nach Kenntnisstand des Deutschen Städtetages liegen keine Erfahrungen in den 

Mitgliedsstädten vor, so dass auch kein Bericht darüber erstattet werden könne. 

 

 

7.2 Hat die Gemeinsame Empfehlung zur Verbesserung im Verfahren der Zu-

sammenarbeit geführt? 

 

Ob die Gemeinsame Empfehlung zur Verbesserung im Verfahren der Zusammen-

arbeit geführt hat, wird von den Spitzenverbänden der Krankenkassen unterschied-

lich bewertet. 

 

Seitens des AOK-Bundesverbandes bestätigen zwei Mitglieder, dass die Gemein-

same Empfehlung zu Verbesserungen geführt habe, 5 Mitglieder stimmen dem nur 

zum Teil zu und 5 Mitglieder verneinen die Frage. Ergänzend wird angemerkt, dass 

der Zeitraum bis zum Beginn einer Leistung zur Teilhabe am Arbeitsleben zu lang 

sei. 

 

Der VdAK/AEV verneint die Frage ohne weitere Begründung, ebenso die See-

Krankenkasse. 

 

Dagegen bestätigt der BKK Bundesverband eine Verbesserung im Verfahren der 

Zusammenarbeit infolge der Gemeinsamen Empfehlung. 

 

Laut Abteilung Krankenversicherung der Deutschen Rentenversicherung-

Knappschaft-Bahn-See hat die Gemeinsame Empfehlung zum Teil zu Verbesse-

rungen geführt. Dabei sei eine stärkere Zusammenarbeit mit der Arbeitsverwaltung 

wünschenswert. Einzelne „Settingprojekte“ belegten dies durch eine gute Praxis. 

Der Referentenentwurf zum Präventionsgesetz konterkariere positive Ansätze leider 

allerdings durch die Ausklammerung der Arbeitsverwaltung. 

 

Die Deutsche Rentenversicherung Bund teilt mit, dass die knappe Mehrheit der 

Rentenversicherungsträger die Frage verneint. Bei den anderen wird z.B. in Mo-

dellprojekten die Verbesserung im Verfahren der Zusammenarbeit erprobt. 
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Für die Bundesagentur für Arbeit hat die Gemeinsame Empfehlung nur zum Teil 

zur Verbesserung im Verfahren der Zusammenarbeit geführt. 

 

Nach Einschätzung der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung hat die 

Gemeinsame Empfehlung zu keiner bzw. nur zu einer geringen Verbesserung im 

Verfahren der Zusammenarbeit geführt. 

 

Für die Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsämter und Hauptfürsorge-

setellen hat die Gemeinsame Empfehlung nur zu einem eher geringen Teil (30 %) 

zur Verbesserung im Verfahren der Zusammenarbeit geführt. 

 

 

7.3 Hat es Probleme bei der Umsetzung/Anwendung der Gemeinsamen Empfeh-

lung gegeben? 

 

Nach Einschätzung der Spitzenverbände der Krankenkassen hat die Gemeinsa-

me Empfehlung überwiegend zu keinen Problemen bei der Umsetzung/Anwendung 

geführt. 

 

Gleiches gilt für die Deutsche Rentenversicherung und die Bundesagentur für 

Arbeit, ebenso für die die Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung sowie die 

Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsämter und Hauptfürsorgestellen. 

 

 

7.4 Besteht aus Ihrer Sicht Bedarf für eine Anpassung/Verbesserung der  

Gemeinsamen Empfehlung oder auch gesetzlicher Änderungsbedarf? 

 

Der AOK-Bundesverband sieht überwiegend keinen Bedarf für eine Anpas-

sung/Verbesserung oder auch gesetzlichen Änderungsbedarf. Allerdings sollte der 

Anspruch, dass die im Einzelfall erforderlichen Leistungen zur Teilhabe nahtlos, zü-

gig usw. erfolgen müssen, terminlich konkretisiert werden. Der trägerübergreifende 

gesundheitliche und wirtschaftliche Nutzen von frühzeitiger Intervention und be-

triebsbezogener/wohnortnaher Rehabilitation sollte stärker betont werden. 
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Für den VdAK/AEV, den BKK Bundesverband und die See-Krankenkasse be-

steht kein Bedarf für eine Änderung/Anpassung. 

 

Die Abteilung Krankenversicherung der Deutschen Rentenversicherung 

Knappschaft-Bahn-See sieht hingegen einen Bedarf und verweist auf die mitge-

teilte Einschätzung zu Frage 2 (siehe Tz. 7.2), wonach der Referentenentwurf zum 

Präventionsgesetz eine stärkere Zusammenarbeit mit der Arbeitsverwaltung durch 

deren Ausklammerung konterkariere. 

 

Im Bereich der Deutschen Rentenversicherung wird kein Anpassungs-/ 

Verbesserungsbedarf gesehen. Ein Änderungsbedarf werde sich allerdings bei In-

krafttreten eines Präventionsgesetzes ergeben. 

 

Die Bundesagentur für Arbeit sowie die Deutsche Gesetzliche Unfallversiche-

rung und die Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsämter und Hauptfür-

sorgestellen verneinen einen Bedarf für eine Änderung/Verbesserung der Ge-

meinsamen Empfehlung. 

 

 

7.5 Haben die Rehabilitationsträger Serviceangebote nach § 8 der Gemeinsamen 

Empfehlung entwickelt, um Arbeitgeber und Arbeitnehmer gezielt anzuspre-

chen und insbesondere die Arbeitgeber über Möglichkeiten der Prävention 

nach dem SGB IX zu informieren und zur Umsetzung in ihren Betrieben anzu-

regen? 

 

Nach Mitteilung des AOK-Bundesverbandes werden von sieben Mitgliedern Servi-

ceangebote erbracht, dagegen von 5 Mitgliedern nicht. Dabei handele es sich um 

gezielte AOK-Serviceangebote für Unternehmen im Rahmen der Betrieblichen Ge-

sundheitsförderung und des Betrieblichen Eingliederungsmanagements unter Ein-

beziehung der Praxishilfe „Betriebliches Eingliederungsmanagement“. 

 

Laut VdAK/AEV existieren zahlreiche kassenspezifische Ansätze/Konzepte, die 

darauf abzielen, Arbeitgeber über die Möglichkeiten der Prävention nach § 84 SGB 

IX zu informieren und bei der Einführung zu unterstützen. Diese enthielten auch un-
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terschiedliche Angebote für spezielle Personen-/Risikogruppen in den Betrieben. Al-

le Angebote zur Betrieblichen Gesundheitsförderung berücksichtigen grundsätzlich 

die Zielgruppen des SGB IX. 

 

Die Serviceangebote des BKK Bundesverbandes umfassen z.B. Informationsver-

anstaltungen in den Trägerunternehmen, Werkszeitungen, Mitgliederzeitschriften, 

Präventionskurse, Kooperation mit den Betrieben, Einsatz von Disability-Managern. 

 

Der IKK-Bundesverband berichtet, dass die Innungskrankenkassen im Bereich der 

Prävention einige zielgruppenspezifische Angebote für ihre Versicherten und Ar-

beitgeber entwickelt und das betriebliche Gesundheitsmanagement weiter intensi-

viert hätten. Vereinzelt würden betriebliche Arbeitsplatzanalysen zur Vorbeugung 

arbeitsbedingter Erkrankungen sowie diverse Gesundheitskurse für Arbeitnehmer 

angeboten. Arbeitgeber würden von den Innungskrankenkassen bei ihren Aktivitä-

ten zur Umsetzung des betrieblichen Eingliederungsmanagements umfassend un-

terstützt. 

 

Die Serviceangebote der Deutschen Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-

See, Abteilung Krankenversicherung beziehen sich nach deren Mitteilung auf 

den Aufbau von betrieblichen ganzheitlichen Gesundheitsmanagementprojekten, 

die neben der Eingliederung auch viele andere Aspekte, teils bis in die private 

Betreuung vorsehen. 

 

Dagegen lassen sich laut See-Krankenkasse aufgrund der Besonderheiten des 

„Arbeitsplatzes Schiff“ und des dezentralisierten Einsatzes der Versicherten keine 

entsprechenden Serviceangebote umsetzen. 

 

Im Bereich der Deutschen Rentenversicherung sind Serviceangebote nur zum 

Teil entwickelt worden. Zum einen wurden Modellprojekte mit Betrieben, Kranken-

kassen oder der Metallberufsgenossenschaft genannt. Es gäbe Kooperationsver-

einbarungen einzelner Träger mit Firmen zur Information über Präventionsleistun-

gen und zur Einleitung der Maßnahmen. Ferner würden Informationsveranstaltun-

gen für verschiedene Zielgruppen und Beratungen der Arbeitgeber, insbesondere 

im Rahmen des betrieblichen Eingliederungsmanagements, durchgeführt. Zum an-
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deren führten die Träger, die diese Frage verneinen, an, dass für Prävention vor-

rangig andere Sozialleistungsträger zuständig seien und die Rentenversicherung 

insbesondere im Rahmen der Rehabilitation Präventionsleistungen erbringe. 

 

Seitens der Bundesagentur für Arbeit wurden zielgruppenspezifische Informati-

onsmaterialien nicht entwickelt. Allerdings informiere der Arbeitgeberservice der 

Agenturen für Arbeit (AA) die Arbeitgeber und die Berater der AA die Arbeitnehmer 

individuell nach der Bedarfslage über Möglichkeiten der Prävention. Die AA nähmen 

an regionalen Informationsveranstaltungen der beteiligten Akteure, wie z.B. der 

Krankenkassen, Behindertenverbände im Rahmen einer Netzwerkarbeit teil. Im 

Kreis Segeberg sei vom BMAS das Modellprojekt „Gesunde Arbeit“ unter Beteili-

gung der AA umgesetzt worden. 

 

Die Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung teilt mit, dass Serviceangebote 

nach § 8 der Gemeinsamen Empfehlung entwickelt worden seien, z.B. Beratung in 

den Betrieben durch technische Aufsichtspersonen, Teilnahme an Aktions- und Ge-

sundheitstagen in den Unternehmen, Serviceangebote im Sinne von Prävention 

nach dem SGB VII mit regelmäßigen Schulungs- und Aufklärungsangeboten zum 

Thema Unfallversicherung, Arbeits- und Gesundheitsschutz, Gewaltprävention, Ge-

sundheitsvorsorge sowie Prävention in Form von Beratung nach Wiedereingliede-

rungsverfahren im konkreten Einzelfall, darüber hinaus Information der Arbeitgeber 

durch besondere Veröffentlichungen und Mitteilungsblätter sowie im Rahmen von 

Betriebsbesichtigungen. Mit Blick auf das Betriebliche Eingliederungsmanagement 

im Sinne des § 84 Abs. 2 SGB IX seien Konzepte für die Mitgliedsunternehmen er-

arbeitet worden und derzeit in der Umsetzung. 

 

Die Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsämter und Hauptfürsorgestel-

len hat laut ihrer Mitteilung ebenfalls Serviceangebote entwickelt, die sich auf den 

Inhalt der Schulungen von betrieblichen Funktionsträgern, auf die Aufklärung bei 

Betriebsbesuchen, auf spezielle Beratungen zur Einführung eines BEM sowie des 

Weiteren auf Workshops und Praxistage beziehen. 
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8. Erfahrungen der Rehabilitationsträger mit der Gemeinsamen Empfehlung 

„Qualitätssicherung“ nach § 20 Abs. 1 SGB IX 

 

Die Gemeinsame Empfehlung „Qualitätssicherung“ nach § 20 Abs. 1 SGB IX ist am 

1. Juli 2003 in Kraft getreten. 

 

Die Qualitätssicherungsverfahren der Spitzenverbände der Krankenkassen und der 

Deutschen Rentenversicherung Bund haben sich zu Routineverfahren entwickelt, 

die vergleichende Qualitätsanalysen ermöglichen. Dabei hat sich insbesondere die 

trägerübergreifende Zusammenarbeit zwischen Kranken- und Rentenversicherung 

bewährt, die zu einer Harmonisierung von Instrumenten der Qualitätssicherung und 

zur gegenseitigen Anerkennung der Ergebnisse beitragen. 

 

Für die Träger der Unfallversicherung und für die Bundesagentur für Arbeit hat da-

gegen die Gemeinsame Empfehlung nur eine geringe bis gar keine Bedeutung er-

langt. Auch die übrigen Rehabilitationsträger wie Kriegsoperversorgung und –

fürsorge, Integrationsämter, örtliche Sozialhilfeträger und öffentliche Jugendhilfe 

melden Fehlanzeige. Für die Träger der überörtlichen Sozialhilfe ist die Gemeinsa-

me Empfehlung insofern ohne Bedeutung, als für sie vorrangig die Qualitätsvor-

schriften im Vertragsrecht nach §§ 75 ff. SGB XII gelten. 

 

 

8.1 Hat die Gemeinsame Empfehlung nach Ihrer Kenntnis in der Praxis  

Bedeutung erlangt? 

 

In einer gemeinsamen Stellungnahme führen die Spitzenverbände der Kranken-

kassen aus, dass sich die Ausgestaltung des externen Qualitätssicherungsverfah-

rens der gesetzlichen Krankenkassen (QS-Reha-Verfahren) mit den zentralen Qua-

litätsdimensionen Struktur-, Prozess- und Ergebnisqualität, an den Grundsätzen der 

Gemeinsamen Empfehlung „Qualitätssicherung“ nach § 20 SGB IX orientiere. Es 

seien Methoden und Verfahren entwickelt worden, die eine Durchführung verglei-

chender Qualitätsanalysen ermöglichten. Dabei würden Merkmale (Prädiktoren) be-

rücksichtigt, die einen systematischen Einfluss auf den Erfolg einer Maßnahme ha-

ben, jedoch von den Einrichtungen und Diensten nicht manipuliert werden können. 
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Auch die kurz vor dem Abschluss stehende Gemeinsame Vereinbarung nach 

§ 137d Abs. und 1a SGB V orientiere sich weiterhin an der Gemeinsamen Empfeh-

lung nach § 20 SGB IX. Damit gälten für alle von den gesetzlichen Krankenkassen 

(GKV) hauptbelegten stationären Rehabilitationseinrichtungen bundesweit einheitli-

che Anforderungen an die Dokumentation und die vergleichende Auswertung von 

Qualitätsdaten. 

Die auf Grundlage der Gemeinsamen Empfehlung nach § 20 SGB IX von der GKV 

und der Deutschen Rentenversicherung Bund verfolgte Harmonisierung von In-

strumenten der Qualitätssicherung sowie die gegenseitige Anerkennung der Ergeb-

nisse sorgten ferner dafür, dass die Rehabilitationseinrichtungen nicht mehrfach 

durch unterschiedliche Maßnahmen der externen Qualitätssicherung belastet wer-

den. Bei Projekten der Neu- und Weiterentwicklung von Qualitätssicherungsverfah-

ren werde das Ziel verfolgt, von Beginn an trägerübergreifende Verfahren und In-

strumente, orientiert an den Grundsätzen der Gemeinsamen Empfehlung nach § 20 

SGB IX, zu entwickeln. Hierzu würden z.B. trägerübergreifende Projekte eingerich-

tet. 

 

Seitens der See-Krankenkasse wird ergänzt, dass sich die Qualitätssicherung 

(QS) in der Rehabilitation der GKV bisher auf die Vorschriften der §§ 135 ff. SGB V 

gegründet habe. Zum inzwischen verpflichtend gewordenen internen QS (QM) lä-

gen noch keine Erkenntnisse vor. Die entsprechenden Regelungen befänden sich 

in Vorbereitung. 

 

Für den Bereich der Deutschen Rentenversicherung hat die Gemeinsame Emp-

fehlung in der Praxis überwiegend Bedeutung erlangt. Sie wirke sich sowohl bei der 

Umsetzung des Qualitätssicherungsprogramms der Rentenversicherung über die 

Leistungserbringer als auch bei der Zusammenarbeit mit der Kranken- und Unfall-

versicherung positiv aus. Die Aktivitäten zur Qualitätssicherung hätten sich zwi-

schen Kranken- und Rentenversicherung angenähert. Man habe sich auf gemein-

same Instrumente zur Erfassung der Strukturdaten verständigt. Durch die Gemein-

same Empfehlung habe die Qualitätssicherung weiter systematisiert und vereinheit-

licht werden können. 
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Die Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung (DGUV) berichtet, dass die Ge-

meinsame Empfehlung in der Praxis nur zum Teil Bedeutung erlangt habe. Zum 

Teil sei im Rahmen der Qualitätssicherung ein Reha-Management eingeführt wor-

den, so dass alle erforderlichen Leistungen an die Versicherten zeitnah erbracht 

werden können. Es wird auch erneut darauf hingewiesen, dass durch die geringe 

und breit gestreute Fallzahl in der GUV die Lenkung und Auswertung eines eigenen 

umfassenden Qualitätssicherungsverfahrens mit Schwierigkeiten verbunden sei. Al-

lerdings habe eine Reihe von Berufsgenossenschaften Maßnahmen zur externen 

Qualitätssicherung und zum internen Qualitätsmanagement implementiert. 

 

Die Bundesagentur für Arbeit bestätigt, dass die Gemeinsame Empfehlung in der 

Praxis Bedeutung erlangt hat. Die bereits vor der Gemeinsamen Empfehlung entwi-

ckelten „Grundsätze zur Qualitätssicherung in der beruflichen Rehabilitation“, zu 

denen sich die BBW und BFW nach den jeweiligen Rahmenverträgen verpflichtet 

haben, erhielten durch die Gemeinsame Empfehlung „Qualitätssicherung“ ein stär-

keres Gewicht. In Einzelfällen werde bei Anforderungen für Qualitätsnachweise Be-

zug auf diese Empfehlung genommen. Im Rahmen der Zusammenarbeit mit den 

WfbM sei durch die „Gemeinsame Arbeitshilfe für die Arbeit des Fachausschusses 

in Werkstätten für behinderte Menschen“, in die Inhalte der Gemeinsamen Empfeh-

lung „Qualitätssicherung“ eingeflossen seien, eine kontinuierliche Beobachtung der 

fachlichen Konzepte und Strukturen der Einrichtungen gewährleistet. 

 

Die Bundesarbeitsgemeinschaft der überörtlichen Träger der Sozialhilfe be-

richtet wie im letzten Jahr, dass die Gemeinsame Empfehlung keine unmittelbare 

Anwendung findet, da sie durch die Vorschriften des SGB XII, nämlich die Verpflich-

tung zur Erstellung eines Gesamtplans bzw. durch die Qualitätsvorschriften im Ver-

tragsrecht nach §§ 75 ff. SGB XII, überlagert werde. Von daher gibt die BAGüS zu 

der Gemeinsamen Empfehlung keine Stellungnahme ab. 

 

Für die Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsämter und Hauptfürsorge-

stellen hat die Gemeinsame Empfehlung zu 80 % keine Bedeutung erlangt. Er-

gänzt wird, dass es unterschiedliche Betrachtungsweisen bezüglich der Förderziele 

von Integrationsamt und einzelnen Rehabilitationsträgern gäbe. Daraus folgten zu-

mindest unterschiedliche Anforderungen an den Inhalt, teilweise auch an die Quali-
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tät der Gutachten. Gutachten des Technischen Beratungsdienstes würden nur teil-

weise von Rehabilitationsträgern anerkannt bzw. befolgt. 

 

Die Bundesländer, die geantwortet haben, weisen übereinstimmend darauf hin, 

dass für sie als Träger der Kriegsopferversorgung und –fürsorge die Gemein-

same Empfehlung in der Praxis keine Bedeutung erlangt hat. Für den Arbeitsbe-

reich der Kriegsopferfürsorge sei kennzeichnend, dass hier schon vom gesetzlichen 

Auftrag her Leistungen „aus einer Hand“ erbracht würden, um den Betroffenen ent-

sprechend der besonderen Umstände des Einzelfalles zu betreuen. Hinsichtlich der 

Strukturqualität werde auf die räumliche, sächliche und die personelle Ausstattung 

sowie die Qualifikation, Aus-, Fort- und Weiterbildung der Mitarbeiter großen Wert 

gelegt. Diese Kriterien würden im Rahmen der jährlichen Sachstands- und Progno-

seanalyse des Gesamtbereiches, und hier insbesondere im Bereich der Nebenge-

setze, einer kritischen Prüfung unterzogen. 

 

Nach Kenntnisstand des Deutschen Städtetages sind keine Erfahrungen mit Ge-

meinsamen Empfehlungen aus den Mitgliedstädten vorhanden, so dass auch keine 

Berichte darüber erstattet werden können. 

 

 

8.2 Hat die Gemeinsame Empfehlung zur Verbesserung im Verfahren der  

Zusammenarbeit geführt? 

 

Die Spitzenverbände der Krankenkassen teilen gemeinsam mit, dass vor dem 

Hintergrund der in der Gemeinsamen Empfehlung nach § 20 SGB IX formulierten 

Grundsätze und Ziele regelmäßig gemeinsame Gespräche über die Zusammenar-

beit in der Qualitätssicherung in der medizinischen Rehabilitation unter Beteiligung 

der Deutschen Rentenversicherung, der Deutschen Gesetzlichen Unfallversiche-

rung und der Spitzenverbände der Krankenkassen stattfinden. Diese gemeinsamen 

Gespräche dienten zum einen einer gegenseitigen Information über den Stand der 

Qualitätssicherungsaktivitäten, zum anderen könnten für geplante Neu- oder Wei-

terentwicklungen der Verfahren bereits im Vorfeld Harmonisierungsmöglichkeiten 

geprüft werden. Die Gemeinsame Empfehlung bilde somit eine zentrale Grundlage 
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bei der Umsetzung und Abstimmung von Qualitätssicherungsmaßnahmen zwischen 

den vorgenannten Gesprächspartnern. 

 

Für das Gebiet der Deutschen Rentenversicherung hat die Gemeinsame Emp-

fehlung zur Verbesserung im Verfahren der Zusammenarbeit geführt. Es fänden 

gemeinsame Treffen zwischen Renten- und Krankenversicherung zum Stand der 

Umsetzung der Qualitätssicherung und ihrer Weiterentwicklung statt. Die Transpa-

renz des Verfahrens habe sich durch die Deanonymisierung verbessert. Auch über 

projektgebundene Kooperationen würden die Ziele der Gemeinsamen Empfehlung 

umgesetzt. 

 

Die Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung gibt an, dass die Gemeinsame 

Empfehlung nur zum Teil zur Verbesserung im Verfahren der Zusammenarbeit ge-

führt habe. 

 

Für die Bundesagentur für Arbeit hat die Gemeinsame Empfehlung zur Verbesse-

rung im Verfahren der Zusammenarbeit geführt. 

 

Nach Einschätzung der Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsämter und 

Hauptfürsorgestellen hat die Gemeinsame Empfehlung nur zu 30 % zur Verbes-

serung im Verfahren der Zusammenarbeit beigetragen. 

 

Von den Bundesländern als Träger der Kriegsopferversorgung und –fürsorge 

wird die Frage generell verneint. 

 

 

8.3 Hat es Probleme bei der Umsetzung/Anwendung der Gemeinsamen Empfeh-

lung gegeben? 

 

Den Spitzenverbänden der Krankenkassen sind keine Probleme bei der Umset-

zung oder Anwendung der Gemeinsamen Empfehlung bekannt. 
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Auch für die Deutsche Rentenversicherung  und für die Deutsche Gesetzliche 

Unfallversicherung hat es keine Probleme bei der Umsetzung/Anwendung der 

Gemeinsamen Empfehlung gegeben. 

 

Probleme bei der Umsetzung der Gemeinsamen Empfehlungen werden von der 

Bundesagentur für Arbeit benannt. Danach existiere keine standardisierte Abfra-

ge und Auswertung der Ergebnisse, die eine systematische Qualitätssicherung 

nach vergleichbaren Kriterien ermögliche und die alle Einrichtungen umfasse. Die 

Ergebnisse seien daher individuell und von der jeweiligen Kooperation und dem 

Engagement in der Region abhängig. 

 

Für die Bundesarbeitsgemeinschaft  der  Integrationsämter  und Hauptfürsor-

gestellen und die  Bundesländer  als  Träger  der Kriegsopferversorgung und –

fürsorge ergeben sich keine Probleme bei der Umsetzung/Anwendung der Ge-

meinsamen Empfehlung. 

 

 

8.4 Besteht aus Ihrer Sicht Bedarf für eine Anpassung/Verbesserung der  

Gemeinsamen Empfehlung oder auch gesetzlicher Änderungsbedarf? 

 

Sowohl aus Sicht der Spitzenverbände der Krankenkassen als auch aus Sicht 

der Deutschen Rentenversicherung besteht weder Anpassungs- oder Verbesse-

rungsbedarf der Gemeinsamen Empfehlung noch Bedarf für gesetzliche Änderun-

gen. Gleiches gilt auch für die Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung sowie 

die Bundesagentur für Arbeit. 

 

 

8.5 Konnten die Qualitätssicherungsmaßnahmen der Rehabilitationsträger – un-

ter Berücksichtigung der jeweiligen trägerspezifischen Gegebenheiten – wei-

ter vereinheitlicht werden? 

 

Die Spitzenverbänder der Krankenkassen teilen mit, dass mit dem Ziel einer 

Harmonisierung der QS-Verfahren von der Deutschen Rentenversicherung und den 

Spitzenverbänden der Krankenkassen zwei Neuentwicklungsprojekte gemeinschaft-
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lich durchgeführt worden seien. Zum einen sei ein Qualitätssicherungsverfahren für 

die ambulante Rehabilitation von muskuloskeletalen und kardiologischen Erkran-

kungen entwickelt worden, zum anderen Kriterien der Strukturqualität für die Kinder-

Jugend-Rehabilitation. In Planung befände sich ein gemeinsames Neuprojekt zur 

Erarbeitung von Instrumenten zur Messung der Ergebnisqualität für die Kinder- und 

Jugendlichenrehabilitation. 

 

Von Seiten der Deutschen Rentenversicherung wird die Frage mit „überwiegend 

ja“ beantwortet. Inzwischen benutzten Renten- und Krankenversicherung zum Teil 

identische oder ähnliche Instrumente (z.B. bei der Erfassung der Strukturdaten). Die 

Überarbeitung der Checkliste und des Manuals der qualitätsrelevanten Prozess-

merkmale für das Peer-Review-Verfahren sei in enger Zusammenarbeit von Ren-

ten- und Krankenversicherung erfolgt, so dass gleiche Bewertungsmaßstäbe bei 

den Rehabilitationsträgern sichergestellt worden seien. In wichtigen Bereichen sei-

en Neuentwicklungen von vornherein gemeinsam vorbereitet worden. Nach der E-

tablierung der Qualitätssicherung in der stationären medizinischen Rehabilitation 

von Erwachsenen seien gemeinsame Projekte zur Qualitätssicherung in der ambu-

lanten medizinischen Rehabilitation und der Rehabilitation von Kindern und Jugend-

lichen abgeschlossen worden. 2007 sei außerdem ein gemeinsames Projekt der 

Renten- und Krankenversicherung zur Entwicklung von Qualitätssicherungsinstru-

menten im Bereich der Ergebnisqualität der stationären medizinischen Rehabilitati-

on von Kindern und Jugendlichen ausgeschrieben worden. 

 

Schließlich seien die Arbeiten am Qualitätssicherungsverfahren für den Bereich der 

Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben weiter vorangeschritten (Berliner Frage-

bogen). Die Bundesagentur für Arbeit und die Deutsche Gesetzliche Unfallversiche-

rung planten ebenfalls den Berliner Fragebogen einzusetzen. 

 

Die Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung sieht noch teilweise Potenzial, die 

Vorgaben der Gemeinsamen Empfehlung auf der Ebene der Rehabilitationsträger 

weiter zu operationalisieren. Die Qualitätssicherungsmaßnahmen der Rehabilitati-

onsträger hätten teilweise weiter vereinheitlicht werden können. 
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Nach Auskunft der Bundesagentur für Arbeit konnten die Qualitätssicherungs-

maßnahmen weiter vereinheitlicht werden. In regelmäßigen Abständen fänden Ge-

spräche zwischen den Leistungserbringern statt, um die Qualität der Leistungs-

durchführung zu verbessern. Ergebnisse würden auf allen Ebenen ausgewertet. 

 

Für die Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsämter und Hauptfürsorge-

stellen konnten die Qualitätssicherungsmaßnahmen der Rehabilitationsträger nur 

zu 20 % weiter vereinheitlicht werden. Die im Koordinierungsausschuss angespro-

chenen Probleme würden nur unzureichend umgesetzt. Oft stünden Dienstanwei-

sungen der Rehabilitationsträger den Bemühungen des jeweiligen Integrationsam-

tes entgegen. 
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9. Erfahrungen der Rehabilitationsträger mit der Gemeinsamen Empfehlung „In-

tegrationsfachdienste“ nach § 113 Abs. 2 SGB IX 

 

Die Gemeinsame Empfehlung „Integrationsfachdienste“ (IFD) soll die Zusammenar-

beit der IFD mit den Rehabilitationsträgern sowie die Finanzierung der Kosten, die 

den Integrationsfachdiensten (IFD) bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben entste-

hen, regeln. Die Gemeinsame Empfehlung ist am 1. April 2005 in Kraft getreten.  

 

Zusammenfassend ist festzustellen, dass die Gemeinsame Empfehlung bei den 

Rehabilitationsträgern, die für Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben zuständig 

sind, Bedeutung in der Praxis erlangt und zum Teil zur Verbesserung im Verfahren 

der Zusammenarbeit geführt hat. Die Träger der medizinischen Rehabilitation, ins-

besondere die gesetzlichen Krankenkassen, haben hierzu mitgeteilt, dass sie nicht 

Vereinbarungspartner der Gemeinsamen Empfehlung sind und daher keine Rück-

meldungen erfolgen. Lediglich der AOK-Bundesverband berichtet über eine be-

grenzte praktische Bedeutung der Gemeinsamen Empfehlung. Eine direkte Zu-

sammenarbeit mit Integrationsämtern erfolgte in Einzelfällen, insbesondere bei ar-

beitsunfähigen Arbeitnehmern.  

 

 

9.1 Hat die Gemeinsame Empfehlung nach Ihrer Kenntnis in der Praxis  

Bedeutung erlangt? 

 

Seitens der Deutschen Rentenversicherung wird bestätigt, dass die Gemeinsame 

Empfehlung zum festen Bestandteil in der Zusammenarbeit mit den IFD geworden 

sei und als Leitfaden für eine effektive und einheitliche Nutzung der IFD fungiere.  

 

Die Bundesagentur für Arbeit bestätigt wie im Vorjahr, dass die Gemeinsame 

Empfehlung in der Praxis überwiegend Bedeutung erlangt habe. Die Gemeinsame 

Empfehlung biete in Fragen der Zusammenarbeit mit anderen Trägern und Partnern 

Klarstellungen, z.B. bezogen auf die Regelung der Vergütungssätze für Rehabili-

tanden. 
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Die Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung stellt zur praktischen Bedeutung 

der Gemeinsamen Empfehlung fest, dass diese in der Praxis zum Teil Bedeutung 

erlangt habe.  

 

Der Deutsche Städtetag und der Deutsche Landkreistag haben jeweils keinen 

Bericht über die Gemeinsame Empfehlung abgegeben, da weder Städte noch 

Landkreise den Empfehlungen beigetreten sind. Der praktische Nutzen für die 

Landkreise sei gering. 

 

Die Bundesarbeitsgemeinschaft der überörtlichen Träger der Sozialhilfe führt 

aus, dass die Integrationsfachdienste für sie insoweit von Bedeutung seien, als sie 

eine wichtige Beratungs- und Hilfefunktion bei der Feststellung der Notwendigkeit 

der Erbringung von Leistungen zur beruflichen Teilhabe in Werkstätten für behinder-

te Menschen sowie beim Übergang aus Werkstätten in den allgemeinen Arbeits-

markt wahrnehmen würden. Gleichwohl sei die Finanzierung der Integrationsfach-

dienste nicht ausreichend gesichert, und insbesondere die Agenturen für Arbeit 

würden dieses wichtige Instrument zu wenig nutzen. Insgesamt habe die Gemein-

same Empfehlung aufgrund dessen in der Praxis keine allzu große Bedeutung er-

langen können. 

 

Die Bundesgemeinschaft der Landesjugendämter berichtet, dass die Gemein-

same Empfehlung in der Praxis für sie keine Bedeutung erlangt habe.  

 

Die Bundesländer als Träger der Kriegsopferversorgung und -fürsorge vernei-

nen überwiegend eine praktische Bedeutung der Gemeinsamen Empfehlung in ih-

rem Bereich. Das Landesamt für Gesundheit und Soziales Berlin berichtet, dass die 

IFD im Bereich der Kriegsopferfürsorge als Rehabilitationsträger verstärkt genutzt 

würden, um Versorgungsberechtigte wieder beruflich einzugliedern. 

 

Die Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsämter und Hauptfürsorgestel-

len sieht eine Bedeutung der Gemeinsamen Empfehlung für die Praxis. Jedoch wird 

nach wie vor eine unbefriedigende Inanspruchnahme seitens der Träger der Leis-

tungen zur Teilhabe am Arbeitsleben bemängelt.  
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9.2 Hat die Gemeinsame Empfehlung zur Verbesserung im Verfahren der  

Zusammenarbeit geführt? 

 

Aus dem Bereich der  Deutschen Rentenversicherung wird berichtet, dass die 

Gemeinsame Empfehlung die Zusammenarbeit überwiegend verbessert habe. Die 

Transparenz und Einheitlichkeit in der Honorierung der Dienstleistung, die durch die 

Gemeinsame Empfehlung erreicht worden sei, machten regionalspezifische Einzel-

absprachen überflüssig und würden so zu einer Entlastung der Verwaltung beitra-

gen. Die klaren Vorgaben zur Leistungsvergütung geben den Leistungsanbietern, 

den strukturverantwortlichen Integrationsämtern und den Rehabilitationsträgern eine 

gewisse Planungssicherheit und Verlässlichkeit. Durch regionale Koordinierungs-

kreise nach § 6 der Gemeinsamen Empfehlung werde die erfolgreiche Zusammen-

arbeit unterstützt und der Informationsaustausch wesentlich verbessert. 

 

Die Bundesagentur für Arbeit teilt mit, dass die Gemeinsame Empfehlung zum 

Teil zur Verbesserung im Verfahren der Zusammenarbeit geführt habe. 

 

Die Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung merkt an, dass insbesondere bei 

der Arbeitsplatzgestaltung und der Erhaltung des Arbeitsplatzes positive Erfahrun-

gen gemacht worden seien. Die Arbeitsplatzvermittlung sei nicht so sehr erfolgreich 

gewesen, was daran läge, dass die Integrationsfachdienste überwiegend bei schwe-

ren Fallgestaltungen eingeschaltet würden. Zum Teil werde aber betont, dass die 

Gemeinsame Empfehlung zu einer Rechtssicherheit bezüglich der finanziellen Auf-

wendungen geführt habe. Auch werde zum Teil die Zusammenarbeit mit dem In-

tegrationsamt als positiv bewertet. Die Gemeinsame Empfehlung habe darüber hin-

aus zu einer Verbesserung der (engen) Zusammenarbeit mit den Berufsbildungs-

werken geführt.  

 

Seitens der Bundesländer als Träger der Kriegsopferversorgung und -fürsorge 

wird die Frage größtenteils verneint.  

 

Die Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsämter und Hauptfürsorgestel-

len beantwortet diese dahingehend, dass die Gemeinsame Empfehlung überwie-

gend zu einer Verbesserung im Verfahren der Zusammenarbeit geführt habe. 
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9.3 Hat es Probleme bei der Umsetzung/Anwendung der Gemeinsamen  

Empfehlung gegeben? 

 

Soweit die angesprochenen Länder und Träger mit der Gemeinsamen Empfehlung 

arbeiten, wird berichtet, dass es keine Probleme bei der Umsetzung bzw. Anwen-

dung der Empfehlung gegeben habe. 

 

Die Bundesagentur für Arbeit berichtet, dass vereinzelt Abstimmungsgespräche in 

Verfahrensfragen erforderlich gewesen seien zur Klärung der Frage, ob der IFD 

eingeschaltet worden ist, weil es sich um einen schwerbehinderten Menschen han-

delte oder dieser als Rehabilitand gefördert wurde. 

 

Die Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsämter und Hauptfürsorgestel-

len meldet, dass es bei der Umsetzung bzw. Anwendung Probleme gegeben habe, 

weil es innerhalb der Integrationsämter immer noch Informationsdefizite gäbe. Die 

Beauftragung sei nach wie vor unterschiedlich und abhängig von der Einstellung der 

Mitarbeiter der Rehabilitationsträger. Meist erfolgen Beauftragungen nur im Vermitt-

lungsbereich. Die Integrationsämter in Hamburg und Bremen berichten, dass nach 

wie vor die Beauftragung durch Rehabilitationsträger im Vermittlungsbereich gering 

sei und im Begleitungsbereich fast überhaupt nicht existiere bzw. die Mitfinanzie-

rung insbesondere durch die Bundesagentur für Arbeit unzureichend sei. 

 

 

9.4 Besteht aus Ihrer Sicht Bedarf für eine Anpassung/Verbesserung für die  

Gemeinsame Empfehlung oder auch gesetzlicher Änderungsbedarf? 

 

Mit Ausnahme der Integrationsämter Bremen und Hamburg wurde von allen Integra-

tionsämtern, die mit der Gemeinsamen Empfehlung arbeiten, kein Bedarf für eine 

Anpassung bzw. Verbesserung der Gemeinsamen Empfehlung oder ein gesetzli-

cher Änderungsbedarf angemeldet. Die Integrationsämter Bremen und Hamburg 

halten eine Verpflichtung für wünschenswert, dass die Rehabilitationsträger mehr 

Integrationsfachdienste beauftragen und mitfinanzieren bzw. IFD als erster An-

sprechpartner auch für die Rehabilitationsträger zu stärken seien. 
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Von der Bundesagentur für Arbeit wird ein Änderungs- bzw. Anpassungsbedarf in 

Bezug auf Regelungen zur Einschaltung der IFD an der Schnittstelle „Schule/Beruf“ 

gewünscht.  

 

Die Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsämter und Hauptfürsorgestel-

len teilt mit, dass die Nutzung der IFD auf Basis der Gemeinsamen Empfehlung 

zahlenmäßig ungenügend sei und es Steuerungs- und Handlungsbedarf gäbe, da-

mit die Intentionen des SGB IX auch umgesetzt würden. Alle Rehabilitations- und 

Vermittlungsträger müssten verpflichtet werden, die IFD mit den Regelungen der 

Gemeinsamen Empfehlung zu beauftragen. 

 

 

9.5 Wie viel Teilnehmer werden aus ihrem Trägerbereich den Integrationsfach-

diensten zugewiesen? Gibt es Vereinbarungen über Zuweisungskriterien? 

 

Der AOK-Bundesverband berichtet, dass einzelne seiner Kassen Vereinbarungen 

mit Integrationsämter zur Koordinierung von Leistungen im Sinne des SGB IX bei 

schwerbehinderten, langzeiterkrankten Arbeitnehmern getroffen haben. In einem 

Modellprojekt einer Regionaldirektion habe die überwiegende Anzahl der schwerbe-

hinderten Arbeitnehmer in den Arbeitsprozess zurückgeführt werden können. 

 

Aus dem Bereich der Deutschen Rentenversicherung wird mitgeteilt, dass im Be-

richtszeitraum ca. 2.000 Rehabilitanden den Integrationsfachdiensten zugewiesen 

worden seien. Eine Vereinbarung über Zuweisungskriterien werde von ihr für wenig 

zielführend gehalten, da im Einzelfall unter Berücksichtigung sämtlicher relevanter 

Umstände entschieden würde, inwieweit der IFD genutzt werden kann. Die Zuwei-

sungskriterien ergäben sich überwiegend aus internen Verfahrensregelungen, die in 

Modellen modifiziert würden. 

 

Die Bundesagentur für Arbeit vermeldet, dass überwiegend Einzelfallzuweisun-

gen erfolgten und auch Vereinbarungen über Zuweisungskriterien von einzelnen 

Agenturen vereinbart würden.  
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Der Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung berichtet, dass die genaue Ge-

samtzahl der Zuweisungen an die Integrationsfachdienste nicht habe ermittelt wer-

den können. Die von den Bezirksverwaltungen der Berufsgenossenschaften mitge-

teilten Fallzahlen schwankten in der Regel zwischen 5 und 20 pro Jahr. Die Zahl 

werde vor allem damit erklärt, dass zunächst die Berufshelfer der Berufsgenossen-

schaften eingeschaltet und die Integrationsfachdienste nur dann in Anspruch ge-

nommen würden, wenn dies angesichts der Schwere der Fälle für erforderlich und 

aussichtsreich erscheine. Vereinbarungen über Zuweisungskriterien halte man auf-

grund individueller Einzelfallentscheidung für nicht notwendig. Der Berufshelfer wür-

de selbst entscheiden, in welchen Fällen er den Integrationsfachdienst in Anspruch 

nehmen wolle. Hiervon werde aber in zunehmendem Maße Gebrauch gemacht. Al-

lerdings sei von den Berufshelfern zum Teil vorgebracht worden, dass die Integrati-

onsfachdienste nicht über ausreichende Ressourcen und Kapazitäten verfügen 

würden, um eine erfolgreiche Arbeitsvermittlung bei schwereren Fallgestaltungen 

ermöglichen zu können. Bei den Trägern der öffentlichen Hand habe zum Teil kein 

Bedarf an Zuweisung von Teilnehmern an die Integrationsfachdienste bestanden.  

 

Für die Träger der Kriegsopferversorgung und –fürsorge berichtet das Lan-

desamt für Gesundheit und Soziales Berlin über jährlich 5 Fälle. Über den jeweiligen 

Versorgungsberechtigten würden Einzelvereinbarungen geschlossen. Das Nieder-

sächsische Ministerium für Soziales, Frauen, Familie und Gesundheit teilt mit, dass 

ca. 4 Fälle zu den IFD überwiesen worden seien. Ein Bedarf für Vereinbarungen 

über Zuweisungskriterien sei bisher nicht erkennbar gewesen. Das Landesversor-

gungsamt Niedersachsen führt an, dass die Gemeinsame Empfehlung in erster Li-

nie schwerbehinderte Menschen betreffe und aufgrund dessen und auch wegen der 

Kostenintransparenz und dem bürokratischen Verfahren nicht angewendet worden 

sei.  

 

Der Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsämter und Hauptfürsorgestel-

len merkt an, dass es aus dem Bereich der Kriegsopferfürsorge 285 Zuweisungen 

gegeben habe. Das Integrationsamt Bremen teilt mit, das ihm 248 Teilnehmer in der 

Zeit bis zum 15.10.2007 zugewiesen worden seien. 
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10. Erfahrungen der Rehabilitationsträger mit der Gemeinsamen Empfehlung  

„Förderung der Selbsthilfe“ nach § 13 Abs. 2 Nr. 6 SGB IX 

 

Die Gemeinsame Empfehlung zur Förderung der Selbsthilfe nach § 13 Abs. 2 Nr. 6 

SGB IX ist am 1. Juli 2004 in Kraft getreten. 

 

Vertragspartner sind die Träger der gesetzlichen Kranken-, Unfall- und Rentenversi-

cherung. Zusammenfassend ist daher zunächst festzustellen, dass sich die Bundes-

länder als Träger der Kriegsopferversorgung und –fürsorge, die Bundesar-

beitsgemeinschaft der Integrationsämter und Hauptfürsorgestellen und die 

Träger der Sozial- und Jugendhilfe unter Hinweis darauf, dass sie nicht Vereinba-

rungspartner sind, zu Erfahrungen mit der Gemeinsamen Empfehlung nicht geäu-

ßert haben.  

 

 

10.1 Hat die Gemeinsame Empfehlung nach Ihrer Kenntnis in der Praxis  

Bedeutung erlangt? 

 

Der AOK-Bundesverband sieht nur eine eingeschränkte Bedeutung. Insbesondere 

seien wegen der fehlenden Verbindlichkeit einer finanziellen Beteiligung anderer 

Rehabilitationsträger die Umsetzungsmöglichkeiten begrenzt. 

 

Der BKK Bundesverband bejaht die Frage nach der praktischen Bedeutung. 

 

Der VdAK/AEV berichtet, dass die Gemeinsame Empfehlung „Selbsthilfeförderung“ 

nur zum Teil Bedeutung in der Praxis erlangt hat und dies insbesondere zu Beginn 

ihrer Verabschiedung. Inzwischen flache diese Bedeutung jedoch ab, weil nur für 

die gesetzliche Krankenversicherung eine rechtsverbindliche Förderverpflichtung 

gem. § 20 Abs.4 SGB V existiere und für die übrigen Rehabilitationsträger die 

Selbsthilfeförderung lediglich eine freiwillige Leistung sei. Der VdAK/AEV stellt in 

diesem Zusammenhang auch fest, dass sich die „öffentliche Hand“ aus der Förde-

rung zurückziehe, ohne dass dies durch ein verstärktes Engagement anderer Trä-

ger kompensiert werde. Die gesetzliche Krankenversicherung werde ihr finanzielles 



 81 

Engagement 2008 maßgeblich ausbauen und fordere auch die übrigen Rehabilitati-

onsträger auf, ihre Förderung entsprechend anzupassen. 

 

Für die See-Krankenkasse hat die Gemeinsame Empfehlung keine Bedeutung er-

langt. 

 

Die Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See teilt mit, dass die 

Gemeinsame Empfehlung zum Teil Bedeutung erlangt habe. Die Länder hätten sich 

teilweise aus der Förderung zurückgezogen. Durch die Einführung der kassenar-

tenübergreifenden Gemeinschaftsförderung zum 1.1.2008 habe sich der Ge-

sprächsbedarf und der damit einhergehende Austausch zwischen den Akteuren 

auch schon im Jahr 2007 intensiviert, was sicherlich förderlich für die Praxis sei.  

 

Die Spitzenverbände der landwirtschaftlichen Sozialversicherung sehen nur 

teilweise eine Bedeutung der Gemeinsamen Empfehlung für die Praxis. 

 

Aus dem Bereich der Deutschen Rentenversicherung wird eine Bedeutung der 

Gemeinsamen Empfehlung zum Teil gesehen. Die Gemeinsame Empfehlung 

„Selbsthilfeförderung“ erleichtere die Abgrenzung der Zuständigkeit für Förderanträ-

ge und biete mehr Rechtssicherheit. Es wird jedoch auch angemerkt, dass es be-

reits vorher umfangreiche finanzielle Unterstützung gegeben und sich das Verfahren 

durch die Gemeinsame Empfehlung nicht geändert habe. Die Deutsche Rentenver-

sicherung sieht keine Rechtsgrundlage für eine gemeinsame Förderung.  

 

Die Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung berichtet, dass die Gemeinsame 

Empfehlung „Selbsthilfeförderung“ für sie keine Bedeutung in der Praxis habe. In 

diesem Zusammenhang wird darauf verwiesen, dass das SGB VII keine expliziten 

Hinweise zur Förderung der Selbsthilfe enthalte. 

 

Die Bundesagentur für Arbeit weist darauf hin, dass sie nicht Vereinbarungspart-

ner der Gemeinsamen Empfehlung „Selbsthilfeförderung“ sei und auch keine ge-

setzliche Leistungsverpflichtung bestehe. Die Rehabilitanden und schwerbehinder-

ten Menschen würden in Beratungen durch die Agenturen für Arbeit auf Selbsthilfe-

gruppen verwiesen. 
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Der Deutsche Landkreistag beurteilt den praktischen Nutzen der Gemeinsamen 

Empfehlung als sehr gering, und der Deutsche Städtetag verweist auf fehlende Er-

fahrungen mit der Gemeinsamen Empfehlung. 

 

 

10.2 Hat die Gemeinsame Empfehlung zur Verbesserung im Verfahren der  

Zusammenarbeit geführt? 

 

Der AOK-Bundesverband verneint überwiegend diese Frage. Allerdings habe sich 

durch die Gemeinsame Empfehlung vor allem die Zusammenarbeit unter den Kran-

kenkassen verbessert. Auch fänden mit den Verbänden der Sozialhilfe sowohl auf 

Bundes- als auch auf Landes- und regionaler Ebene Treffen statt. 

 

Der IKK-Bundesverband stellt zum Teil eine Verbesserung der Zusammenarbeit 

im Bereich der Selbsthilfeförderung fest. Intensiviert worden seien dabei in erster 

Linie die Selbsthilfeaktivitäten innerhalb der gesetzlichen Krankenversicherung, z.B. 

durch die Implementierung weitere Arbeitsgemeinschaften und Arbeitskreise. 

 

Der VdAK/AEV verneint die Frage. 

 

Die See-Krankenkasse dagegen sieht eine Verbesserung im Verfahren der Zu-

sammenarbeit. 

 

Die Abteilung Krankenversicherung der Knappschaft-Bahn-See bejaht eine 

teilweise Verbesserung in dem Verfahren der Zusammenarbeit. 

 

Die Spitzenverbände der landwirtschaftlichen Sozialversicherung berichten von 

einer teilweisen Verbesserung im Verfahren der Zusammenarbeit. 

 

Nach der überwiegenden Meinung der Träger der Deutschen Rentenversicherung 

hat die Gemeinsame Empfehlung die Zusammenarbeit mit den regionalen Selbsthil-

fegruppen nicht verbessert. 
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Die Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung teilt mit, dass es überwiegend zu 

keiner Verbesserung im Verfahren der Zusammenarbeit gekommen sei. 

 

 

10.3 Hat es Probleme bei der Umsetzung/Anwendung der Gemeinsamen  

Empfehlung gegeben? 

 

Der BKK Bundesverband, der VdAK/AEV, die See-Krankenkasse, die Deutsche 

Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See, Abteilung Krankenversicherung 

und die Deutsche Rentenversicherung sehen keine Probleme bei der Umset-

zung/Anwendung der Gemeinsamen Empfehlung. 

 

Der AOK-Bundesverband berichtet, dass regionale Versuche, z.B. die Rentenver-

sicherungsträger einzubinden, wenig erfolgreich seien. Die privaten Krankenkassen 

seien überhaupt nicht zur Zusammenarbeit zu bewegen. 

 

Der IKK-Bundesverband teilt mit, dass nach wie vor eine starke Zurückhaltung 

anderer Rehabilitationsträger festzustellen sei. Insbesondere fehle es an verbindli-

chen Regelungen, die auch die anderen Rehabilitationsträger verpflichten würden, 

sich finanziell an der Selbsthilfeförderung zu beteiligen. Außerdem wird darauf hin-

gewiesen, dass trotz einer Intensivierung der Pressearbeit das Thema in der Öffent-

lichkeit nicht das gewünschte Interesse fände. 

 

 

10.4 Besteht aus Ihrer Sicht Bedarf für eine Anpassung/Verbesserung der  

Gemeinsamen Empfehlung oder auch gesetzlicher Änderungsbedarf? 

 

Bedarf für eine Anpassung der Gemeinsamen Empfehlung wird überwiegend nicht 

gesehen. 

 

Aus Sicht des AOK-Bundesverbandes besteht jedoch Bedarf zur Schaffung einer 

vergleichbaren gesetzlichen Grundlage in den jeweils einschlägigen Sozialgesetz-

büchern für alle Träger. 
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Der IKK-Bundesverband teilt mit, dass nach Auffassung der Innungskrankenkas-

sen die Auswirkungen des zum 1.1.2008 in Kraft tretenden § 20c SGBV (Förderung 

der Selbsthilfe) eine Anpassung der Gemeinsamen Empfehlung erforderlich mache. 

 

Nach Meinung der Deutschen Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See, Ab-

teilung Krankenversicherung sollten nach wie vor nicht nur die gesetzlichen 

Krankenkassen gesetzlich verpflichtet sein. 

 

 

10.5 Wie ist der Stand der Umsetzung bei der Einrichtung von Arbeitskreisen der 

Rehabilitationsträger und welche Impulse haben sich daraus für die Weiter-

führung der inhaltlichen Auseinandersetzung ergeben? 

 

Nach Auskunft des VdAK/AEV existieren Arbeitskreise auf unterschiedlichen För-

derebenen, allerdings nur zwischen den Krankenkassen. Im Arbeitskreis der Spit-

zenverbände der Krankenkassen „Gesundheitsförderung durch die Gesetzliche 

Krankenversicherung“ seien die Vertretungen der Spitzenorganisationen der 

Selbsthilfe beteiligt. In diesem Arbeitskreis würden regelmäßig umsetzungsrelevan-

te Themen gemeinsam beraten. Impulse für die Weiterführung der inhaltlichen Aus-

einandersetzung hätten sich dadurch ergeben, dass das Förderverfahren auf Seiten 

der Krankenkassen fortentwickelt worden sei und dies unter anderem auch zu einer 

Vereinfachung für die Antragsteller, die Selbsthilfegruppen, -organisationen und  

–kontaktstellen geführt habe. 

 

Der AOK-Bundesverband berichtet, dass überwiegend keine Arbeitskreise einge-

richtet worden seien. Jedoch bestünden vereinzelt Arbeitskreise auf Landesebene 

zwischen den Krankenkassen und darüber hinaus mit Verbänden und Organisatio-

nen, Kontakt- und Informationsstellen der Selbsthilfe. In einigen Ländern würden 

sich auch andere Rehabilitationsträger beteiligen. Impulse für die Weiterführung der 

inhaltlichen Auseinandersetzung würden in der Verbesserung des gegenseitigen 

Verständnisses und der Weiterentwicklung des Förderverfahrens gesehen. 

 

Der BKK Bundesverband teilt mit, dass regionale Arbeitskreise zwischen den 

Krankenkassen eingerichtet worden seien. 
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Nach Aussage der Deutschen Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See, Ab-

teilung Krankenversicherung, werden sich durch die Einführung der kassenarten-

übergreifenden Gemeinschaftsförderung zum 1.1.2008 neue Kreise auf allen Ebe-

nen etablieren, die zu mehr Austausch und Transparenz im Fördergeschehen bei-

tragen können. 

 

Aus dem Bereich der Deutschen Rentenversicherung wird berichtet, dass auf 

Bundesebene ein Arbeitskreis von Krankenversicherung, Rentenversicherung und 

Unfallversicherung installiert worden sei. Auf Regionalebene seien die Gespräche 

zur Selbsthilfeförderung mit den Krankenkassen und Selbsthilfegruppen aktiviert 

worden. Bei Treffen der Teammitglieder der Gemeinsamen Servicestellen oder im 

Rahmen von Landesgesundheitskonferenzen würde über die Förderung der Selbst-

hilfe informiert. 

 

Die Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung bestätigt die Einrichtung eines Ar-

beitskreises durch die Träger der gesetzlichen Kranken-, Unfall- und Rentenversi-

cherung auf Bundesebene.  
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11. Erfahrungen der Rehabilitationsträger mit der Gemeinsamen Empfehlung  

„Sozialdienste“ nach § 13 Abs. 2 Nr. 10 SGB IX 

 

Am 1. März 2006 ist die Gemeinsame Empfehlung nach §13 Abs. 2 Nr. 10 SGB IX 

über die Zusammenarbeit mit Sozialdiensten und vergleichbaren Stellen (Gemein-

same Empfehlung „Sozialdienste“ vom 08. November 2005) in Kraft  getreten. 

 

Erstmals in diesem Jahr werden die Erfahrungsberichte  der Leistungsträger zur 

Gemeinsamen Empfehlung „Sozialdienste“ ausgewertet. Ein Teil der Rückmeldun-

gen zeigt, dass diese Gemeinsame Empfehlung in der Praxis an Bedeutung gewinnt 

und zu einer verbesserten Zusammenarbeit mit den Sozialdiensten geführt habe. 

 

 

11.1 Hat die Gemeinsame Empfehlung nach Ihrer Kenntnis in der Praxis  

Bedeutung erlangt? 

 

Der VdAK/AEV und der BKK-Bundesverband teilen mit, dass die Gemeinsame 

Empfehlung in der Praxis zum Teil Bedeutung erlangt hat. Laut BKK Bundesver-

band sei die Umsetzung angelaufen, und es komme zu einer verbesserten Zusam-

menarbeit mit Sozialdiensten in Krankenhäusern, aber auch mit Rehabilitationsein-

richtungen. 

 

Laut Einschätzung der See-Krankenkasse, des IKK-Bundesverbandes, der Ab-

teilung Krankenversicherung der Deutschen Rentenversicherung Knapp-

schaft-Bahn-See und des AOK-Bundesverbandes hat die Gemeinsame Empfeh-

lung in der Praxis keine Bedeutung erlangt. Sozialdienste sind bei den AOKn bereits 

seit längerem im Einsatz, deshalb gäbe es nur eine begrenzte Auswirkung der Ge-

meinsamen Empfehlung. 

 

Die Spitzenverbände der landwirtschaftlichen Sozialversicherung teilen mit, 

dass bei der Erstellung von Teilhabeplänen auf Wunsch der Versicherten die betei-

ligten Sozialdienste eingebunden werden. 
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Im Bereich der Deutschen Rentenversicherung hat die Gemeinsame Empfehlung 

„Sozialdienste“ in der Praxis überwiegend Bedeutung erlangt. Es sei hierzu ein Mo-

dellprojekt im Rahmen der Rehabilitation von suchtkranken Menschen entwickelt 

worden. Außerdem sei die Zusammenarbeit mit den Sozialdiensten im Rahmen der 

Anschlussheilbehandlung verbessert worden. 

 

Die Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung teilt mit, dass die Gemeinsame 

Empfehlung nur zu einem geringen Teil in der Praxis Bedeutung erlangt hat. Häufig 

erfolge schon lange eine enge und intensive Zusammenarbeit mit den Kliniksozial-

diensten und/oder den Sozialen Diensten in ambulanten und stationären medizini-

schen Rehabilitationseinrichtungen sowie im Bereich der Teilhabe am Arbeitsleben 

(Berufsförderungswerke, Integrationsfachdienste und Werkstätten für behinderte 

Menschen). Die Unfallversicherungsträger seien ganzheitlich verantwortlich und ver-

fügten mit den vorhandenen Strukturen (Arztverfahren, Besuchsdienst, Berufshilfe 

und Reha-Management) über vielfältige langjährige Kompetenzen, die zum Teil die 

Einbindung der Sozialen Dienste in den Rehabilitationsprozess auch entbehrlich 

machten. 

 

Nach Auffassung der Bundesagentur für Arbeit ist die Gemeinsame Empfehlung 

in der Praxis zum Teil von Bedeutung.  

 

Die Bundesarbeitsgemeinschaft der überörtlichen Träger der Sozialhilfe teilt 

mit, dass die Gemeinsame Empfehlung für die überörtlichen Träger der Sozialhilfe 

in der Praxis keine Bedeutung erlangt habe.  

 

Auch für die Bundesarbeitsgemeinschaft der Landesjugendämter hat die Ge-

meinsame Empfehlung keine praktische Bedeutung.  

 

Ebenso teilt die Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsämter und Haupt-

fürsorgestellen mit, dass die Gemeinsame Empfehlung überwiegend in der Praxis 

keine Bedeutung erlangt hat. Die Hauptfürsorgestelle Berlin begründet die fehlende 

Bedeutung für die Praxis damit, dass sie als Rehabilitationsträger mit dem eigenen 

Fürsorgerischen Dienst des Versorgungsamtes zusammenarbeite. Für die Haupt-

fürsorgestelle in Sachsen hat die Gemeinsame Empfehlung zum Teil Bedeutung für 
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die Praxis erlangt. Das sächsische Integrationsamt weist darauf hin, dass es zum 

Teil zu einer Verbesserung des Informationsflusses zwischen Sozialdiensten, Integ-

rationsfachdiensten, Rehabilitationsträgern und dem Integrationsamt gekommen 

sei. 

 

Hinsichtlich der Gemeinsamen Empfehlung wird von Seiten der Bundesländer als 

Träger der Kriegsopferversorgung und -fürsorge von Bayern, Berlin, Nieder-

sachsen, Rheinland-Pfalz, Saarland, Sachsen, Sachsen-Anhalt mitgeteilt, dass die-

se in der Praxis keine Bedeutung erlangt habe. Auch in Hessen hat die Gemeinsa-

me Empfehlung keine praktische und nennenswerte Bedeutung. 

 

 

11.2 Hat die Gemeinsame Empfehlung zur Verbesserung im Verfahren der  

Zusammenarbeit geführt? 

 

Ob die Gemeinsame Empfehlung zur Verbesserung im Verfahren der Zusammen-

arbeit geführt hat, wird von den Spitzenverbänden der Krankenkassen unter-

schiedlich bewertet. 

 

Für den BKK Bundesverband trifft dies zu, denn Sozialdienste würden häufig früh-

zeitiger Kontakt mit der Krankenkasse aufnehmen. 

 

Nach Einschätzung des IKK-Bundesverbandes ist eine Optimierung des Rehabili-

tationsprozesses bei denen zu erwarten, die bereits vor dem Inkrafttreten der Ge-

meinsamen Empfehlung einen Sozialdienst etabliert hatten. Bisher werde dies aus 

Sicht des IKK-Bundesverbandes durch die zum Teil fehlende Kooperationsbereit-

schaft anderer Rehabilitationsträger erschwert. 

 

Nach Einschätzung der See-Krankenkasse, des VdAK/AEV, des AOK-

Bundesverbandes und der Abteilung Krankenversicherung der Deutschen 

Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See ist es durch die Gemeinsame Emp-

fehlung nicht zur Verbesserung im Verfahren der Zusammenarbeit gekommen. 
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Für die Spitzenverbände der landwirtschaftlichen Sozialversicherung hat die 

Gemeinsame Empfehlung zum Teil zu einer Verbesserung der Zusammenarbeit ge-

führt. 

 

Die Gemeinsame Empfehlung hat nach Einschätzung der Träger der Deutschen 

Rentenversicherung zum Teil zur Verbesserung im Verfahren der Zusammenar-

beit geführt. Durch die Gemeinsame Empfehlung seien die Aufgaben des Sozial-

dienstes konkretisiert worden, was zu einer verbesserten und zielgerichteten Zu-

sammenarbeit geführt habe. Die Bedeutung der Sozialdienste sei nach Auffassung 

der Träger gestiegen, jedoch gäbe es noch keine flächendeckende institutionalisier-

te und trägerübergreifende Zusammenarbeit. 

 

Für die Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung ist es überwiegend nicht zur 

Verbesserung im Verfahren der Zusammenarbeit mit den Sozialdiensten gekom-

men. Zur Begründung wird ausgeführt, dass bei Bedarf die Sozialdienste auch bis-

her schon z.B. über den jeweiligen Rehabilitationsberater oder Reha-Manager ein-

gebunden worden seien. Ein Träger gibt allerdings an, dass das Bewusstsein für die 

notwendige Zusammenarbeit verstärkt worden sei.  

 

Nach Auskunft der Bundesagentur für Arbeit hat die Gemeinsame Empfehlung 

zur Verbesserung im Verfahren der Zusammenarbeit geführt. 

 

Von der Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsämter und Hauptfürsor-

gestellen wird mitgeteilt, dass die Gemeinsame Empfehlung überwiegend nicht zur 

Verbesserung der Zusammenarbeit geführt habe. Diese Einschätzung wird insbe-

sondere von den Hauptfürsorgestellen in Bayern und Sachsen bestätigt. Das Säch-

sische Integrationsamt führt ohne nähere Erläuterungen aus, dass es zum Teil zur 

Verbesserung im Verfahren der Zusammenarbeit gekommen sei. 

 

Für die Träger der Kriegsopferversorgung und –fürsorge in Niedersachsen, 

Saarland, Sachsen und Sachsen-Anhalt ist keine Verbesserung im Verfahren der 

Zusammenarbeit feststellbar. 
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11.3 Hat es Probleme bei der Umsetzung/Anwendung der Gemeinsamen  

Empfehlung gegeben? 

 

Der BKK Bundesverband sieht teilweise Probleme bei der Umsetzung/Anwendung 

der Gemeinsamen Empfehlung. Zur Erläuterung wird ausgeführt, dass vereinzelt 

Sozialdienste (noch) unkooperativ und wenig an einer Zusammenarbeit interessiert 

seien.  

 

Für die See-Krankenkasse , den VdAK/AEV, den AOK-Bundesverband und die 

Abteilung Krankenversicherung der Deutsche Rentenversicherung Knapp-

schaft-Bahn-See bestehen keine Umsetzungs- oder Anwendungsprobleme im Zu-

sammenhang mit der Gemeinsamen Empfehlung. 

 

Auch die Spitzenverbände der landwirtschaftlichen Sozialversicherung teilen 

mit, dass sie keine Probleme bei der Umsetzung/Anwendung der Gemeinsamen 

Empfehlung sehen. 

 

Im Bereich der Deutschen Rentenversicherung hat es ebenfalls keine Probleme 

bei der Umsetzung/Anwendung der Gemeinsamen Empfehlung gegeben. 

 

Die Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung sieht grundsätzlich keine Probleme 

bei der Umsetzung/Anwendung der Gemeinsamen Empfehlung. Allerdings sei von 

einigen Unfallversicherungsträgern angemerkt worden, dass den Mitarbeitern der 

Sozialdienste zu wenig Zeit oder personelle Ressourcen zur Verfügung stünden.  

 

Die Bundesagentur für Arbeit sieht keine Probleme bei der Umset-

zung/Anwendung der Gemeinsamen Empfehlung. 

 

Das Gleiche gilt für die Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsämter und 

Hauptfürsorgestellen.  

 

Ebenso wird von Seiten der Bundesländer Bayern, Berlin, Hessen, Niedersachsen, 

Saarland, Sachsen und Sachsen-Anhalt als Träger der Kriegsopferversorgung 
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und -fürsorge mitgeteilt, dass es keine Probleme bei der Umsetzung/Anwendung 

der Gemeinsamen Empfehlung gegeben habe. 

 

 

11.4 Besteht aus Ihrer Sicht Bedarf für eine Anpassung/Verbesserung der  

Gemeinsamen Empfehlung oder auch gesetzlicher Änderungsbedarf? 

 

Aus Sicht des BKK Bundesverbandes kann momentan noch nicht eingeschätzt 

werden, ob eine Anpassung/Verbesserung der Gemeinsamen Empfehlung oder 

auch gesetzlicher Änderungsbedarf besteht. Zunächst solle noch die weitere Um-

setzung in der Praxis abgewartet werden. 

 

Die See-Krankenkasse, der VdAK/AEV, der IKK-Bundesverband und die Abtei-

lung Krankenversicherung der Deutsche Rentenversicherung Knappschaft- 

Bahn-See sehen keinen Anpassungs- oder Änderungsbedarf. 

 

Der AOK-Bundesverband teilt mit, dass eine weitere Konkretisierung, auch hin-

sichtlich der Zusammenarbeit mit anderen Trägern, hilfreich wäre.  

 

Aus Sicht der Spitzenverbände der landwirtschaftlichen Sozialversicherung 

besteht weder Bedarf für eine Anpassung/Verbesserung der Gemeinsamen Emp-

fehlung noch gesetzlicher Änderungsbedarf. 

 

Die gleiche Auffassung wird im Bereich der Deutschen Rentenversicherung ver-

treten. 

 

Von der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung wird mitgeteilt, dass nach 

ihrer Einschätzung keine Anpassung/Verbesserung der Gemeinsamen Empfehlung 

oder gesetzlicher Änderungsbedarf besteht. 

 

Auch aus Sicht der Bundesagentur für Arbeit gibt es keinen Bedarf für eine An-

passung/Verbesserung der Gemeinsamen Empfehlung oder einen gesetzlichen Än-

derungsbedarf. 
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Diese Einschätzung wird auch von der Bundesarbeitsgemeinschaft der Integra-

tionsämter und Hauptfürsorgestellen abgegeben. 

 

Von den Bundesländern Bayern, Berlin, Niedersachsen, Saarland, Sachsen und 

Sachsen-Anhalt als Träger der Kriegsopferversorgung und –fürsorge wird mit-

geteilt, dass kein Anpassungs- oder Verbesserungsbedarf gesehen wird. 

 

 

11.5 Findet ein kontinuierlicher Erfahrungsaustausch (§ 5) zwischen den Rehabili-

tationsträgern und den Sozialdiensten statt? 

 

Vom BKK Bundesverband wird bejaht, das ein kontinuierlicher Erfahrungsaus-

tausch zwischen den Rehabilitationsträgern  und  den Sozialdiensten stattfindet.  

Überwiegend bestehe eine unkomplizierte Zusammenarbeit, und Sozialdienste 

könnten durch ihre Erfahrungen zur beschleunigten Versorgung des Patienten bei-

tragen. Ergänzend merkt der BKK Bundesverband an, dass die bestehenden Ge-

meinsamen Empfehlungen und Verfahrensabsprachen (auch auf regionaler Ebene) 

verschiedenen Sozialdiensten noch nicht bekannt seien. 

 

Die See-Krankenkasse, der VdAK/AEV und die Deutsche Rentenversicherung 

Knappschaft-Bahn-See, Abteilung Krankenversicherung teilen mit, dass kein 

kontinuierlicher Erfahrungsaustausch stattfindet. 

 

Dies wird auch vom AOK-Bundesverband mehrheitlich so beurteilt. Es gebe aber 

auch die Erfahrung, dass in vielen Regionen ein regelmäßiger Austausch mit Sozi-

aldiensten der Krankenhäuser stattfinde; ansonsten erfolge der Austausch im Ein-

zelfall. Im Bereich des Fallmanagements, insbesondere der Anschluss-

Rehabilitation finde eine enge Zusammenarbeit, z.B. mit den Sozialdiensten der 

Krankenhäuser und Leistungserbringer, statt.  

 

Laut Mitteilung der Spitzenverbände der landwirtschaftlichen Sozialversiche-

rung findet dort ein kontinuierlicher Erfahrungsaustausch mit den Sozialdiensten 

statt. Der Erfahrungsaustausch diene hauptsächlich zur Kontaktpflege (Aktualisie-
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rung der Daten der Ansprechpartner). Zum Teil fänden unter Einbeziehung der So-

zialdienste regelmäßige Einrichtungssprechtage statt. Gelegentlich würden diese 

Termine genutzt, um die Kontaktpflege zu intensivieren.  Die Spitzenverbände der 

landwirtschaftlichen Sozialversicherung weisen darauf hin, dass die Gemeinsame 

Empfehlung an die Vertragseinrichtungen zur Kenntnis weitergeleitet worden sei. 

 

Aus dem Bereich der Deutschen Rentenversicherung wird berichtet, dass bei et-

was mehr als der Hälfte der Träger ein kontinuierlicher Erfahrungsaustausch zwi-

schen den Rehabilitationsträgern und den Sozialdiensten stattfindet. Auf Bundes-

ebene bestehe ein regelmäßiger Erfahrungsaustausch mit der Deutschen Vereini-

gung für Sozialarbeit im Gesundheitswesen (DVSG). Darüber hinaus würden die 

Fachzeitschriften „Forum sozialarbeit + gesundheit“  der DVSG und die „RV Aktuell“ 

als gegenseitige Informationsplattform genutzt. Daneben gäbe es einen Erfah-

rungsaustausch zwischen den Rehabilitationskliniken und der Rentenversicherung, 

insbesondere bei der stufenweisen Wiedereingliederung. Bei manchen Trägern 

nähmen die Mitarbeiter der Sozialdienste an regionalen Weiterbildungsveranstal-

tungen teil. 

 

Im Bereich der Deutschen Gesetzliche Unfallversicherung (DGUV) findet über-

wiegend kein kontinuierlicher Erfahrungsaustausch zwischen den Rehabilitations-

trägern und den Sozialdiensten statt. Von der DGUV wird mitgeteilt, dass im Rah-

men einzelner Fallbesprechungen zeitnah gemeinsam Lösungen erarbeitet werden 

können, die Transparenz für Versicherte erhöht werde und den Betroffenen mehrere 

Ansprechpartner mit entsprechender Kompetenz zur Verfügung stünden. Von einem 

bundesweiten Unfallversicherungsträger wurde angemerkt, dass ein regelmäßiger 

Austausch auf regionaler Ebene nicht realisiert werden könne und sich daher die 

Zusammenarbeit - wie bisher – ausschließlich auf konkrete Einzellfälle bei Bedarf 

beziehe; hierin werde auch kein Problem gesehen. Im Bereich der Teilhabe am Ar-

beitsleben würden Informationsveranstaltungen, z.B. in Berufsförderungswerken, zu 

einem Erfahrungsaustausch genutzt. Außerdem wird mitgeteilt, dass sich durch die 

Einführung der Reha-Managements bei den Unfallversicherungsträgern neue An-

satzpunkte in der Zusammenarbeit insbesondere im Bereich der medizinischen Re-

habilitation ergeben hätten. 
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Von der Bundesagentur für Arbeit wird mitgeteilt, dass kein kontinuierlicher Erfah-

rungsaustausch zwischen den Rehabilitationsträgern und den Sozialdiensten statt-

findet. 

 

Der Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsämter und Hauptfürsorgestel-

len ist nicht bekannt, ob ein kontinuierlicher Erfahrungsaustausch stattfindet. 

 

Die Frage nach einem kontinuierlichen Erfahrungsaustausch zwischen den Rehabi-

litationsträgern und den Sozialdiensten wird von den Bundesländern Bayern, Sach-

sen sowie Sachsen-Anhalt verneint. Im Saarland findet dagegen ein kontinuierlicher 

Erfahrungsaustausch statt. Es wird von den Trägern der Kriegsopferversorgung 

und –fürsorge jedoch nicht beschrieben, welche Erfahrungen dabei gesammelt 

werden konnten. Aus Niedersachsen wird mitgeteilt, dass Kontakte im Einzellfall er-

folgten und insoweit Bedarf zur Erreichung der Teilhabeziele bestehe. Dies trage 

zum Erfolg bei. 

 

 

 


